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Das 1947 gegründete katholische Hilfswerk KIRCHE IN 
NOT (international: Aid to the Church in Need, ACN) setzt 
sich weltweit für notleidende und verfolgte Christen ein, 
die pastorale und materielle Hilfe benötigen. Seit mehr 
als 75 Jahren richtet das Hilfswerk, das zu einer Stiftung 
päpstlichen Rechts erhoben wurde, seine Projekte da-
rauf aus, in den Regionen der Welt, in denen die katho-
lische Kirche Diskriminierung, Unterdrückung und 
Verfolgung erfährt, den Glauben lebendig zu halten. 
 
Diese Projekte gehen auf Initiativen katholischer Bischöfe 
und anderer Projektpartner zurück und werden von der ka-
tholischen Kirche gesteuert. Dennoch profitieren häufig 
auch andere Glaubensgemeinschaften unmittelbar oder 
mittelbar von der geleisteten Hilfe. In Libanon unterstützt 
KIRCHE IN NOT (ACN) zum Beispiel katholische Schulen, die 
überwiegend von Muslimen besucht werden. Die musli-
mischen Familien entscheiden sich für eine katholische 
Schule, weil sie wissen, dass ihre Kinder dort eine gute Aus-
bildung erhalten. Dies fördert auch den Dialog zwischen 
den verschiedenen Glaubensgemeinschaften. 
 
In den Ländern südlich der Sahara verbreiten Dschihadisten 
von Boko Haram und Islamischem Staat (IS) Angst und 
Schrecken. Die Bewohner der betroffenen Dörfer – Muslime 
und Christen – suchen dann häufig Zuflucht in Kirchen-
gebäuden, wenn sie nicht von Militär- oder Polizeikräften 
geschützt werden. Auch in diesen Fällen hilft KIRCHE IN NOT 
(ACN) den Priestern und Ordensschwestern, die die trauma-
tisierten Menschen versorgen und ihnen Trost spenden. Wie 
Schwester Gloria in ihrem Vorwort schreibt, bleibt die ka-
tholische Kirche in extremen Krisensituationen, in denen 
Nichtregierungsorganisationen, UN-Mitarbeiter und Diplo-
maten den Rückzug antreten müssen, häufig die einzige An-
laufstelle, die materielle und seelsorgliche Hilfe bietet und 
sich für die Betroffenen einsetzt. Die Kirche geht nie fort, 
weil sie vor Ort fest verwurzelt ist. 
 
Seit 1999 veröffentlicht KIRCHE IN NOT (ACN) den Bericht 
„Religionsfreiheit weltweit“ mit Analysen aus 196 Ländern. 
Darin gehen die Autoren der Frage nach, wie es weltweit um 
dieses grundlegende Menschenrecht bestellt ist, das Anhän-
gern aller Glaubensrichtungen zusteht. Häufig werden wir 
gefragt: „Warum erstellt ihr ausgerechnet einen Bericht zum 
Thema Religionsfreiheit?“ In dem von KIRCHE IN NOT (ACN) 
veröffentlichten Bericht „Verfolgt und vergessen?“ werden 
ja bereits die markantesten Entwicklungen zur Christenver-
folgung dokumentiert. Im vorliegenden Bericht jedoch wird 
die Situation der Gläubigen noch einmal gezielt unter Be-
rücksichtigung der Tatsache untersucht, dass jeder Mensch 
ein Recht auf Religionsfreiheit hat. 
 
Aus den Rückmeldungen zu früheren Ausgaben des Berichts 
„Religionsfreiheit weltweit“ wurde zunehmend deutlich, dass 
es den Menschen nicht ausreicht, sich informieren zu lassen 

Einführung 
 
von Regina Lynch,  
Geschäftsführende Präsidentin von KIRCHE IN NOT (ACN) International

und zu beten. Sie wollen konkret helfen. Menschen, die sich 
mit dem Bericht beschäftigt haben, wollten wissen, was sie 
tun können, um den Opfern von Verfolgung zu helfen und 
Verstöße gegen die Religionsfreiheit künftig zu verhindern. 
 
Eine zentrale Antwort darauf lautet „Mitwirken“. Als ein ka-
tholisches Hilfswerk unterstützt KIRCHE IN NOT (ACN) mehr 
als 5.000 Projekte in über 130 Ländern in aller Welt. Erstmals 
in dieser Ausgabe sprechen wir Empfehlungen dazu aus, 
was Leserinnen und Leser tun können, um sich für die Reli-
gionsfreiheit einzusetzen. 
 
Beten: Beten Sie – allein, in Ihrer Familie, in Gemeinden 
oder Gruppen – für die Betroffenen von Diskriminierung 
und Gewalt. 
 
Informieren: Machen Sie den vorliegenden Bericht persön-
lich und digital in Ihren Netzwerken – auch unter Angehöri-
gen und Freunden – bekannt. Weisen Sie dabei auf die 
wichtigsten Ergebnisse des Berichts hin. 
 
Die Stimme erheben: Machen Sie Fälle von verfolgten Men-
schen oder Glaubensgemeinschaften aus diesem Bericht be-
kannt, deren Religionsfreiheit eingeschränkt wurde. Treten 
Sie in Ihrer Gemeinde oder in den sozialen Medien für sie ein. 
 
Die Politik einschalten: Rufen Sie Ihre politischen Vertreter 
(zum Beispiel Parlamentsabgeordnete) dazu auf, sich für die 
Rechte von Menschen einzusetzen, die wegen ihres Glau-
bens diskriminiert und verfolgt werden. 
 
Informiert bleiben: Informieren Sie sich über neue Rechts-
vorschriften und politische Maßnahmen, die dazu geeignet 
wären, gefährdete Glaubensgemeinschaften zu verfolgen. 
 
Im Bericht „Religionsfreiheit 
weltweit“ von KIRCHE IN NOT 
(ACN) wurden Informatio-
nen über Verstöße gegen 
dieses grundlegende Men-
schenrecht aus aller Welt 
zusammengetragen und 
analysiert. Er soll den Lese-
rinnen und Lesern als 
Werkzeug dienen. Nehmen 
Sie dieses Werkzeug also in 
die Hand, teilen Sie es mit 
 anderen und nutzen Sie es, um 
etwas zu ändern. 
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Am 7. Februar 2017 wurde ich in Karangasso im Süden 
von Mali entführt – von einer Dschihadisten-Gruppe, wie 
sich später herausstellte. Nach vier Jahren und acht Mo-
naten kam ich am 9. Oktober 2021 wieder frei. Es war 
zweifellos eine der bewegendsten Erfahrungen in mei-
nem Leben. Auch wenn es paradox klingt, rückblickend 
war es vielleicht eine der größten Gnaden, die Gott mir 
zuteilwerden ließ. 
 
Ich kam im Jahr 2010 nach Mali. Als Ordensschwester in 
einer mehrheitlich muslimischen Region lagen mir beson-
ders die Frauen am Herzen. Diese Tatsache, dass ich in einer 
mehrheitlich muslimischen Region tätig war, ist mir sehr 
wichtig. Denn die Geschwisterlichkeit gehört zum Charisma 
des heiligen Franziskus von Assisi. Sie ist eine Gabe Gottes, 
die meinen Orden – die Franziskanerinnen von der Unbe-
fleckten Empfängnis – in besonderer Weise prägt. 
 
Wegen dieser Geschwisterlichkeit wurden wir Missions-
schwestern von den Menschen in Mali sehr geschätzt. Die 
Muslime in der Gemeinde, in der wir tätig waren, bewunder-
ten zwei Dinge an uns: unser unablässiges Beten und unsere 
aufrichtige Zuwendung. Sie nahmen wahr, dass wir gemein-
sam beten und für andere tätig sind, dass wir trotz aller Un-
annehmlichkeiten und schwierigen Bedingungen freundlich 
bleiben und stets mit einem Lächeln eine gute Nachbar-
schaft pflegen. Wir haben nicht zwischen Ethnien, Klassen 
oder Religionen unterschieden. Wir sind jeder Person mit 
Nächstenliebe begegnet. 
 
Familien luden uns in ihr Haus ein und teilten das Essen mit 
uns, zum Beispiel zur Feier des Fastenbrechens am Ende 
des Ramadans. Man hat uns stets mit großer Freundlichkeit 
behandelt. Geschlossene Türen oder unüberwindbare 
Mauern gab es nicht. So bot sich die Gelegenheit, auf un-
sere eigene Art und Weise das Evangelium zu verkünden. 
Wir erklärten, dass unsere Arbeit und geschwisterliche Ver-
bundenheit mit unterschiedlichen Menschen nicht das 
Werk einzelner Schwestern, sondern eine Gnadengabe Got-
tes ist. 
 
Aber für meine Entführer zählte all das nicht. In der Situa-
tion, in der ich mich befand, war nichts von der Geschwis-
terlichkeit übriggeblieben, die bis dahin eine Konstante 
meiner Missionstätigkeit gewesen war. Freiheit war nur 
noch ein Wort, eine riesige Sehnsucht. Vielleicht aufgrund 
dessen, was ich zuvor im ständigen liebevollen, respektvol-
len und freundlichen Umgang mit Menschen unterschiedli-
cher Glaubensrichtungen und in den unterschiedlichsten 
Lebenslagen erlebt hatte, wurde mir im Laufe der Zeit be-
wusst, dass ich nicht nur meine Freiheit im physischen 
Sinne, sondern auch meine Glaubensfreiheit verloren hatte: 
Ich wurde verschleppt, geschlagen und beleidigt, weil ich 
mich zu meinem katholischen Glauben bekannte oder es 
zumindest versuchte. 
 

Doch trotz der widrigen Umstände, der täglichen Misshand-
lungen, der Demütigungen und des Entzugs von Essen und 
Trinken habe ich nicht ein einziges Mal versäumt, Gott dafür 
zu danken, dass ich am Morgen aufwachen durfte und in-
mitten all der Schwierigkeiten und Gefahren am Leben 
blieb: Wie könnte ich dich nicht loben und preisen, mein 
Gott, und dir danken? Du hast mich angesichts von Beleidi-
gungen und Misshandlungen mit Frieden erfüllt! 
 
Ich betete und bete noch heute auch für meine Entführer. 
Auch wenn ich geschlagen wurde, grundlos oder weil sie 
mich beten sahen, sagte ich mir: „Mein Gott, es ist hart, an-
gekettet zu sein und geschlagen zu werden. Aber ich lebe 
diesen Augenblick so, wie du ihn mir schenkst ... Und trotz 
allem möchte ich nicht, dass einer der Entführer zu Schaden 
kommt.“ 
 
Als Missionsschwester habe ich mich nach besten Kräften 
bemüht, anderen mit Respekt zu begegnen. Das war ein we-
sentlicher Bestandteil meiner Arbeit. Anderen mit Liebe zu 
begegnen bedeutet, sie zu akzeptieren und zu respektieren. 
Wenn wir die Glaubensfreiheit anderer Menschen respek-
tieren, können wir dasselbe auch für uns erwarten. 
 
Wenn ich heute das Vorwort für die Ausgabe 2023 des Be-
richts „Religionsfreiheit weltweit“ verfasse, ist mir bewusst, 
wie wichtig es ist, über die Religionsfreiheit zu sprechen; 
wie wichtig es ist, die Religionsfreiheit zu schützen, vor 
allem in einer polarisierten Gesellschaft, wenn versucht 
wird, Verstöße gegen dieses grundlegende Menschenrecht 
unter den Teppich zu kehren. 
 
Aus meiner Missionsarbeit und aus meiner Gefangenschaft, 
die ich zum Teil gemeinsam mit zwei weiteren Frauen, einer 
Muslimin und einer Protestantin, ver-
bracht habe, habe ich vor allem zwei 
Dinge gelernt: Wenn wir uns ge-
genseitig schätzen, anerkennen 
und achten, können wir als Brü-
der und Schwestern leben. Und 
wer andere akzeptiert, muss 
deshalb nicht seine eigenen 
Überzeugungen aufgeben. Denn 
es geht darum, dem anderen zu-
zuhören und jeden Menschen, so 
wie er ist, willkommen zu heißen 
und anzuerkennen. 

Vorwort 
 
von Schwester Gloria Cecilia Narváez Argoty, 
Franziskanerin von der Unbefleckten Empfängnis
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In einem angespannten globalen Klima, das von den Fol-
gen der Covid-19-Pandemie, dem Krieg in der Ukraine, 
dem militärischen und wirtschaftlichen Konflikt im Süd-
chinesischen Meer und weltweit rapide ansteigenden Le-
benshaltungskosten geprägt ist, finden Verstöße gegen 
die Religionsfreiheit in Ländern statt, die für mehr als 
4,9 Milliarden Menschen Heimat sind. Dabei wird in 61 
Staaten die Religionsfreiheit schwerwiegend verletzt. 
 
Die Kategorie „Rot“ weist auf Verfolgung hin; sie umfasst 
28 Länder, in denen 4,03 Milliarden Menschen leben. Dies 
ist mehr als die Hälfte (51,6 %) der Weltbevölkerung. Zu die-
ser Kategorie gehören 13 afrikanische Staaten, wo sich die 
Lage in vielen Regionen erheblich verschlechtert hat.  
 
Die Kategorie „Orange“ weist auf Diskriminierung hin; zu 
ihr gehören 33 Länder, in denen fast 853 Millionen Men-
schen leben. In 13 dieser Länder wird eine Verschlechterung 
der Lage festgestellt.  
 
Als „unter Beobachtung“ klassifiziert sind Länder, in 
denen neu auftretende Faktoren beobachtet werden, die 
das Potenzial haben, einen grundlegenden Zusammen-
bruch der Religionsfreiheit zu verursachen. In den Karten 
der regionalen Analyse am Ende dieser Publikation sind sie 
mit dem Symbol „Lupe“ gekennzeichnet. 
 
Bei allen zuvor genannten Kategorien kann es vorkommen, 
dass Hassverbrechen und Gräueltaten gegen religiöse 
Gruppen verzeichnet werden. An ihnen lässt sich ablesen, 
dass Verstöße gegen die Religionsfreiheit stattfinden. 
 
Alle anderen Länder wurden nicht klassifiziert, was aber 
nicht zwangsläufig bedeutet, dass dort in Bezug auf Religi-
onsfreiheit ideale Bedingungen herrschen. 
 
Im Berichtszeitraum fanden massivere und gezieltere 
Verfolgungen als in der Vergangenheit statt; dabei blie-
ben die Täter immer häufiger straffrei. Oft werden bei den 
Verfolgungen extreme Verstöße gegen Artikel 18 der von 
den Vereinten Nationen herausgegebenen Allgemeinen Er-
klärung der Menschenrechte – und damit gegen die Gedan-
ken-, Gewissens- und Religionsfreiheit – registriert. 
 
1 Weltweit versuchen Autokraten und Anführer von 

fundamentalistischen Gruppierungen, ihre Macht zu 
erhalten oder weiter zu stärken. Dabei werden alle 
Menschenrechte, einschließlich der Religionsfreiheit, 
immer häufiger verletzt. Das Zusammenspiel aus terro-
ristischen Anschlägen, der Zerstörung des religiösen 
Erbes und von religiösen Symbolen (wie in der Türkei 
und in Syrien), Wahlsystemmanipulationen (zum Bei-
spiel in Nigeria und im Irak), Massenüberwachungen 
(wie in China), immer weiter verbreiteten Anti-Konver-
sionsgesetzen und Finanzbeschränkungen (unter ande-
rem in Südostasien und im Nahen Osten) führt dazu, 
dass alle Religionsgemeinschaften stärker unterdrückt 
werden. 

 

2 Immer häufiger findet eine Mischung aus „höfli-
cher“ und blutiger Verfolgung statt. Meist ohne Wi-
derstand werden strittige Gesetze (zum Beispiel 
Anti-Konversionsgesetze), die die Religionsfreiheit be-
schränken oder bestimmte Religionsgemeinschaften 
diskriminieren, von staatlicher Seite angewandt. 
Gleichzeitig werden gewalttätige Angriffe auf Anhänger 
der „falschen“ Religion zur Normalität und bleiben in 
den meisten Fällen ohne strafrechtliche Konsequenzen 
(wie in Lateinamerika). Diese Entwicklung wird auch in 
westlichen Ländern beobachtet, doch herrschen dort 
bessere rechtliche Rahmenbedingungen.  

 
3 Auch religiöse Mehrheiten werden immer häufiger 

verfolgt. In der Vergangenheit waren zumeist Angehö-
rige von religiösen Minderheiten Opfer von Verfolgun-
gen. Mittlerweile sind auch häufiger religiöse 
Mehrheiten von Verfolgung betroffen (bei-
spielsweise in Nigeria und Nicaragua). 

 
4 Die Tatsache, dass die internationale 

Gemeinschaft auf Gewalttaten von 
„strategisch wichtigen“ autokrati-
schen Regimen (wie in China und 
Indien) zunehmend verhalten rea-
giert, deutet darauf hin, dass sich 
eine Kultur der Straffreiheit ent-
wickelt. Wichtige Länder (wie Nige-
ria und Pakistan) entgehen nach 
Verstößen gegen die Religionsfreiheit 
internationalen Sanktionen und ande-
ren Strafen.  

 
5 „Opportunistische Kalifate“ sind auf dem 

Vormarsch. Im Berichtszeitraum haben trans-
nationale dschihadistische Netzwerke in Afrika zuneh-
mend ihre Taktik geändert. Die Strategie, bestimmte 
Gebiete zu erobern und zu verteidigen, wird dabei nach 
und nach durch Überraschungsangriffe auf schlecht ver-
teidigte Gebiete (die wie in der Demokratischen Republik 
Kongo möglichst reich an Bodenschätzen sind) abgelöst. 
Dadurch sollen isolierte Gemeinschaften (zum Beispiel 
in Mosambik) geschaffen werden. Die bislang verübten 
tödlichen Anschläge und Plünderungen weichen zuneh-
mend einem System aus rechtswidrigen Steuern und 
Handelstätigkeiten, woraus sich ein „Staat im Staat“ 
 entwickelt. Die unsichere Lage und fehlende staatliche 
Kontrollen führen teilweise zu Aufständen und Militär-
putschen (zum Beispiel in Mali und in Burkina Faso). 

 
6 Entgegengesetzte Trends in der muslimischen Ge-

meinschaft treten deutlicher zutage. Auf der einen 
Seite haben islamistische Terrororganisationen und kri-
minelle Netzwerke (wie in Afrika) mehr Zulauf durch 
eine entrechtete, verarmte und frustrierte Jugend. Auf 
der anderen Seite geht aus aktuellen Erhebungen her-
vor, dass sich immer mehr Muslime, insbesondere im 
Iran, als nicht religiös definieren. 

 

Die wichtigsten Ergebnisse
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7 Muslime werden vermehrt, teilweise auch durch 
Glaubensgeschwister, verfolgt. Die unerbittliche Ver-
folgung der Uiguren in China hält an, aber auch in In-
dien und Myanmar sind Muslime Opfer von 
Diskriminierung und Verfolgung. Ferner werden häufi-
ger Fälle von Verfolgung innerhalb der muslimischen 
Gemeinschaft verzeichnet. Konflikte gibt es dabei zwi-
schen Sunniten und Schiiten (wie bei der Verfolgung 
der Hazara in Afghanistan), zwischen den Verfechtern 
einer nationalen und einer „fremden“ Glaubensaus-
legung und zwischen Anhängern der vorherrschenden 
und sogenannten „abweichenden“ Richtungen des 
Islam (wie bei den Ahmadiyya in Pakistan). 

 
8 Jüdische Gemeinschaften im Westen sind häufiger 

Ziele von Angriffen. Bei den antisemitischen Hassver-
brechen in den OSZE-Ländern wird ein Anstieg von 

582 Fällen im Jahr 2019 auf 1367 Fälle im Jahr 
2021 festgestellt.  

 
9     Entführungen, sexuelle Gewalt, Ver-

sklavung und Zwangskonversionen hal-
ten unvermindert an und bleiben 
weitgehend straffrei (wie in Westafrika 
und Pakistan). Entführungen und Men-
schenhandel werden durch eine größere 
Armut und mehr bewaffnete Konflikte 
befeuert. In vielen Ländern sind vor allem 

Frauen und Mädchen, die einer religiösen 
Minderheit angehören, Opfer dieser Ge-

walthandlungen. 
 

10     Zahlen zu religiösen Anhängern werden 
als Mittel zum politischen Machterhalt künst-

lich in die Höhe getrieben. Einige Glaubensgemein-
schaften versuchen, ihren politischen, religiösen und 
gesellschaftlichen Status dadurch zu erhalten, dass sie 
die Anzahl ihrer Mitglieder künstlich in die Höhe 
 treiben. Dazu werden beispielsweise falsche Daten zur 
Religionszugehörigkeit bei der Registrierung von 
 Neugeborenen erfasst oder Volkszählungen auf unbe-
stimmte Zeit verschoben (wie im Libanon, in Indien 
und Malaysia). 

 
11 Verstärkte Kontrollen, darunter auch Massenüber-

wachungen, wirken sich negativ auf Religions-
gemeinschaften aus. In westlichen Ländern werden 
soziale Medien genutzt, um religiöse Gruppen aus-
zuschließen und anzugreifen. Durch diese Entwick-
lung werden Grundfreiheiten wie die Gewissens-, 
Gedanken-, Religions-, Rede-, Bewegungs- und Ver-
sammlungsfreiheit beschnitten.  

 
12 Im Westen entwickelte sich die sogenannte „Cancel 

Culture“, mit der eine „erzwungene Sprache“ ein-
hergeht. Personen, die aus religiösen Gründen andere 
Ansichten vertreten, werden (verbal) angegriffen. Wird 
die vorherrschende ideologische Überzeugung aus 

Glaubensgründen nicht ausdrücklich geteilt, drohen 
rechtliche Konsequenzen, wie zum Beispiel der Verlust 
des Arbeitsplatzes. Diese Entwicklung wird insbeson-
dere durch die sozialen Medien verstärkt. 

 
13 In Schulbüchern finden sich Inhalte, die religiöse 

Minderheiten herabwürdigen (zum Beispiel in Pa-
kistan und Indien). Dies könnte zukünftig erhebliche 
Auswirkungen auf die interreligiösen Beziehungen 
haben. 

 
14 Anti-Konversionsgesetze kommen immer häufiger 

zum Tragen. Ebenso werden vermehrt Strategien 
zur „Rückbekehrung“ verfolgt: Bei einem Beitritt 
oder einer Rückkehr zur religiösen Mehrheit wer-
den finanzielle Vorteile in Aussicht gestellt (bei-
spielsweise in Asien und Nordafrika). Es gibt 
Hinweise darauf, dass religiöse Mehrheiten ihre poli-
tische Macht dadurch zu erhalten versuchen, dass sie 
neue Gesetze einführen oder auf eine strengere Ein-
haltung der vorhandenen Anti-Konversionsgesetze 
bestehen. Im Zuge der Bemühungen, Gläubige zur 
Rückkehr zur ursprünglichen Religion zu bewegen, 
werden finanzielle Vorteile eingeräumt. Umgekehrt 
werden Abtrünnigen finanzielle Hilfen entzogen, wo-
durch ganze Familien aus ärmeren Regionen in ihrer 
Existenz bedroht sind. 

 
15 Religiöse Oberhäupter und andere Kirchenmitarbei-

ter sind zunehmend Angriffen von organisierten kri-
minellen Vereinigungen ausgesetzt (zum Beispiel in 
Lateinamerika). Religiöse Vertreter, die sich für Migran-
ten und andere benachteiligte Gemeinschaften einset-
zen, geraten ins Visier von kriminellen Banden und 
müssen mit Entführungen oder sogar tödlichen Über-
griffen rechnen, weil sie sich gegen die kriminellen Or-
ganisationen stellen und Maßnahmen zu ihrer 
Bekämpfung ergreifen.  

 
16 Nach Aufhebung der „Covid-19-Lockdowns“ werden 

religiöse Feste mit einer Rekordbeteiligung began-
gen. Nach drei Jahren, die in den meisten Teilen der 
Welt von Einschränkungen geprägt waren, werden 
wichtige religiöse Feste als Ausdruck der allgemeinen 
Religiosität wieder öffentlich begangen. Millionen von 
Gläubigen haben daran teilgenommen. 

 
17 Es finden mehr Initiativen zur Förderung des inter-

religiösen Dialogs statt. Papst Franziskus und weitere 
internationale Kirchenoberhäupter nähern sich ande-
ren Religionsgemeinschaften vermehrt an. Indonesiens 
führende religiöse Organisation Nahdlatul Ulama tritt 
zunehmend mit Vertretern der hinduistischen Religion 
in den Austausch. Beim G20-Gipfel auf Bali im Novem-
ber 2022 hatte die indonesische Organisation ein stän-
diges Gremium für Religionsfragen unter Beteiligung 
von anderen großen Glaubensgemeinschaften ein-
gerichtet. 



aber gleichwertigen Bestandteilen des Rechts auf ‚Gedan-
ken-, Gewissens- und Religions- oder Weltanschauungsfrei-
heit‘ gesehen.“7 Nach dieser Sicht handelt es sich also 
eigentlich um drei Rechte und nicht, wie es ursprünglich ge-
dacht war, um ein unteilbares Recht mit drei Aspekten, 
wobei einer davon die Gedankenfreiheit ist. 
 
Diese Argumentationslinie ist auch in Schriften humanis-
tisch orientierter Organisationen erkennbar. Im jährlich er-
scheinenden Bericht „Freedom of Thought“ dokumentiert 
Humanist International beispielsweise „Verstöße gegen die 
Gewissens- und Weltanschauungsfreiheit […] von nicht re-
ligiösen Menschen im Alltag“,8 ohne das Wort „Religion“ zu 
nennen. 
 
Auch im „#Faith4Rights Toolkit“ des UN-Hochkommissars 
für Menschenrechte wird dieses Recht neu definiert. So er-
klären die Autoren in Modul I zum Thema Gewissensfreiheit: 
„Die Gewissensfreiheit ist unerlässlich und umfassender als 
die Religions- oder Weltanschauungsfreiheit.“9 

 
Diese Bestrebungen lassen die harmonische Geschlossen-
heit dieses dreigliedrigen Rechts – und des Menschen-
rechtssystems, wonach alle Menschen gleich an Würde sind 
– außer Acht und stehen im Widerspruch zum Geist von Ar-
tikel 18, der dem transzendenten Bewusstsein eines jeden 
Menschen und seinem Denken, seinen Gefühlen, seinen 
Entscheidungen in Bezug auf die grundlegendsten Fragen 
des menschlichen Lebens und seiner endgültigen Bestim-
mung Raum gibt und ihm eine entsprechende Lebensfüh-
rung ermöglicht. 
 
Der These von Karl Marx folgend, dass die Menschheit „vom 
religiösen Spuk“10 befreit werden sollte, würde der Versuch, 
die Religionsfreiheit der Gedanken- und der Gewissensfrei-
heit unterzuordnen, die Religionsfreiheit zu einem Recht 
„zweiter Klasse“ degradieren, das dem Irrationalen, dem 
Abergläubischen und dem Sektiererischen zugeordnet wird 
und deshalb eine unversiegbare Quelle von Problemen ist. 
Zugleich würden die beiden anderen Aspekte zu Rechten 
„erster Klasse“ erhoben, die dem Rationalen und Allgemein-
gültigen zugeordnet werden und zur Lösung sozialer Kon-
flikte herangezogen werden. Letzten Endes würde es auf 
eine „Befreiung der Religionsfreiheit von der Religion“ hi-
nauslaufen. 
 

Bei der Ausarbeitung der Allgemeinen Erklärung der Men-
schenrechte im Mai 1948 schlug der Vertreter der UdSSR 
vor, die Eigenständigkeit der Gedankenfreiheit stärker zu 
betonen und die Gedankenfreiheit über die Religionsfreiheit 
zu stellen, um „der Gewissensfreiheit mehr Gewicht zu ver-
leihen“, „die Entwicklung der modernen Wissenschaften zu 
fördern ... [und] alle veralteten Überzeugungen und religiö-
sen Fanatismus über Bord zu werfen“.1 Die sowjetische De-
legation begründete den Vorschlag damit, dass „der 
Ausdruck ‚Gedankenfreiheit‘ wissenschaftliches und welt-
anschauliches Denken ebenso wie religiöses Denken ein-
schließt“.2 Ähnlich argumentierte auch der Vertreter Chinas, 
der die Ansicht äußerte, dass „Gedankenfreiheit die Gewis-
sensfreiheit und die Religionsfreiheit beinhaltet“.3 

 
Die Vereinigten Staaten befürworteten hingegen den Vor-
schlag, die „Religionsfreiheit“ (und nicht nur die „freie Glau-
bensausübung“) in Artikel 18 der Erklärung aufzunehmen.4 
Doch endgültige Einigung konnte nur auf der Grundlage 
eines von den Philippinen formulierten Grundsatzes erzielt 
werden, wonach eine Menschenrechtserklärung „versuchen 
sollte [...], eine gemeinsame Philosophie aller Nationen zum 
Ausdruck zu bringen und so den Fortschritt der Menschheit 
zu fördern“,5 indem sie ein einheitliches Recht auf Gedan-
ken-, Gewissens- und Religionsfreiheit gewährt. Die UdSSR 
akzeptierte widerwillig die endgültige Version des Entwurfs, 
weil „andere Länder nicht so fortschrittlich wie sie selbst 
waren und man daher nicht zu viel erwarten durfte“.6 

 
Der von der UdSSR 1948 aufgeworfene Gedanke, das Recht 
auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit in drei ei-
genständige, aber miteinander zusammenhängende 
Rechte aufzuteilen, ist heute wieder aktuell. So gibt es etwa 
Bestrebungen, die einzelnen Bestandteile von Artikel 18 
aufzugliedern und in eine Rangfolge zu bringen. Nach die-
ser Denkweise würde man die Gedanken- und die Gewis-
sensfreiheit dem Bereich des Nichtreligiösen zuordnen, 
während die Religionsfreiheit den Gläubigen vorbehalten 
wäre. 
 
Diese Aufgliederung eines Rechts in drei Rechte kam etwa 
in dem Bericht „The Freedom of Thought“ des UN-Sonder-
berichterstatters für Religions- und Weltanschauungsfrei-
heit vom 5. Oktober 2021 zur Sprache, der erklärte: „Die 
Gedankenfreiheit wird als einer von drei unterschiedlichen, 

6  |  KIRCHE IN NOT

H I N T E R G R U N D I N F O R M AT I O N  
 

Artikel 18:  
Ein unteilbares Recht geteilt 
 
Von Dr. José Luis Bazán
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Die Religionsfreiheit, die sich nicht auf die freie Glaubens-
ausübung reduzieren lässt, weil „sie auf das gesamte geist-
liche und praktische Leben des Menschen ausstrahlt“,12 
kann ohne die Gedankenfreiheit und die Gewissensfreiheit 
nicht existieren, weil diese Freiheiten als solche bereits eine 
Haltung zur Religion implizieren, sei es Treue, Ablehnung 
oder Gleichgültigkeit.

Die Religionsfreiheit hatte in der Geschichte der Menschheit 
schon immer ihren Platz, denn sie war „für die Entwicklung 
und die Durchsetzung der Menschenrechtsidee in der Ver-
fassungsgeschichte Europas und Nordamerikas von ent-
scheidender Bedeutung“11 und gilt als das zuverlässigste 
Signal für allgemeine Menschenrechtsverletzungen in 
einem Unterdrückungsregime oder in einer Diktatur. 
 

Die Statue „Freedom of Religion“ 
stellt einen Mann dar, der eine 
Kugel mit den Symbolen der 
 bedeutendsten Religionen  
der Welt in die Höhe hält,  
um so die Heiligkeit der  
Glaubensbekenntnisse  
symbolisch zu bewahren und  
zu stärken – so interpretiert  
es die Künstlerin Marlene  
Hilton Moore. The McMurtry  
Gardens of Justice in Toronto,  
Kanada, 2012.]
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Der Berichtszeitraum von Januar 2021 bis Dezember 2022 
stand ganz im Zeichen der Covid-19-Pandemie, eines welt-
weit nie dagewesenen Gesundheitsnotstands. Als Reaktion 
darauf wurden internationale Maßnahmen zur Bewältigung 
der Krise angestoßen, darunter „Lockdowns“ sowie andere 
weitreichende Restriktionen und Impfkampagnen, die ih-
rerseits bislang einmalig waren. 2022 stand die Welt dann 
im Bann des Ukrainekriegs und seiner politischen Folgen. 
Neben einer starken Inflation und der damit verbundenen 
wirtschaftlichen Krise gab zudem der bewaffnete interna-
tionale Konflikt, der im Südchinesischen Meer drohte, An-
lass zur Sorge. Aufgrund dieser und anderer Faktoren trat 
das Thema Religionsfreiheit zu einer Zeit in den Hinter-
grund, in der weltweit immer häufiger Verstöße gegen die-
ses grundlegende Menschenrecht stattfanden. Mithilfe 
dieser Analyse soll gezeigt werden, dass die Covid-19-Pan-
demie besonders desaströse Auswirkungen auf einige reli-
giöse Minderheiten hatte. Während die internationale 
Aufmerksamkeit anderen Themen galt, wurden diese Opfer 
von Straftaten, ohne dass strafrechtliche Konsequenzen 
drohten.  
 
Im Gegensatz zu früheren Ausgaben dieses Berichts, in 
denen an dieser Stelle eine geografische Einteilung vor-
genommen wurde, setzt sich die nachstehende Analyse vor-
wiegend mit den wichtigsten Themen und Entwicklungen 
auseinander. In dem von KIRCHE IN NOT (ACN) herausgege-
benen Bericht „Religionsfreiheit weltweit“ werden Verstöße 
gegen die Religions- und Weltanschauungsfreiheit in unter-
schiedliche Kategorien eingeteilt. Ausgangspunkt sind 
dabei die unterschiedlichen Ausprägungen von Intoleranz, 
die dann ab einem gewissen Punkt in „Diskriminierung“ 
übergehen. Diese liegt unter anderem vor, wenn für ein-
zelne Angehörige einer Religionsgemeinschaft oder ganze 
Religionsgemeinschaften andere gesetzliche Regeln gelten. 
Als schwerwiegende Form von Intoleranz werden „Verfol-
gungen“ betrachtet, bei denen Menschen von staatlichen 
und nicht staatlichen Akteuren offen und straffrei unter-
drückt und verfolgt werden.  
 
Aus den Recherchen für den 2023 herausgegebenen Be-
richt geht hervor, dass in 61 Ländern Diskriminierungen 
und Verfolgungen nachweislich stattfinden. Dort ist das 
grundlegende Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Reli-
gionsfreiheit gefährdet oder wird durch neue Gesetze be-
schnitten. Infolgedessen sind Bürger Opfer von staatlichen 
Verfolgungen oder von tödlichen Übergriffen, während die 
internationale Gemeinschaft darauf oft nur geringfügig 
oder gar nicht reagiert. 
 
In dieser Ausgabe des Berichts wird auf die tendenziell zu-
nehmende Bedrohung von religiösen Minderheiten durch 
Autokraten hingewiesen. Autokraten werden hier als Herr-
scher definiert, die von ihrer Macht, von Gewaltanwendung 
und wirtschaftlichen Ressourcen mit wenigen oder ohne 
Einschränkungen Gebrauch machen. Dazu L. Reardon 

(2019): „Ganz gleich, ob ein absoluter Monarch oder eine 
andere Obrigkeit, ein religiöser, militärischer, faschistischer 
oder kommunistischer Führer autokratisch herrscht – er be-
zieht seine Legitimation daraus, dass er konkurrierende 
Machtzentren in einem Staat kontrolliert.“13 Häufig sind Re-
ligionsgemeinschaften solche „Machtzentren“, weil sie 
„Bürger mobilisieren können“14, die der Autokrat zu beherr-
schen versucht. 
 
Während der Berichtszeitraum neue Autokraten hervor-
gebracht hat, konnten seit Längerem herrschende autokra-
tische Machthaber ihre Position in dieser Zeit stärken. In 
beiden Fällen gingen Autokraten vehement gegen religiöse 
Oberhäupter und Religionsgemeinschaften vor, weil sie 
deren gesellschaftlichen Einfluss und Status fürchteten. Bis-
weilen versuchten sie auch, diese für ihre Zwecke zu verein-
nahmen. Autokraten stehen vor der Herausforderung, ihre 
häufig gewaltsamen und repressiven Maßnahmen zur voll-
ständigen Ausschaltung der Opposition, darunter auch Re-
ligionsgemeinschaften, so zu dosieren, dass sie eine 
humane Fassade aufrechterhalten können, die für die Welt-
gemeinschaft annehmbar ist. Pandemiebedingte wirt-
schaftliche Herausforderungen, welche durch die 
Energieknappheit aufgrund des Ukrainekriegs noch ver-
schärft wurden, sowie konkurrierende internationale Han-
delsinteressen führten zu einem zynischen Pragmatismus 
– zu einer selektiven Blindheit und Taubheit unter den 
führenden westlichen Vertretern. Regierungen, die davor 
ganz besonders stolz auf eine „regelbasierte Weltordnung“ 
waren, machten sich nicht mehr für international aner-
kannte Menschenrechtsstandards stark.  
 
Unter die Kategorie „Rot“ (Verfolgung) fallen 28 Länder, 
in denen insgesamt 4,02 Milliarden Menschen leben. Dies 
entspricht einem Anteil von 51,6 % an der Weltbevölkerung. 
Besonders hervorzuheben sind dabei China und Indien, die 
beiden weltweit bevölkerungsreichsten Staaten, in denen 
die schlimmsten Verstöße gegen die Religionsfreiheit statt-
finden.  
 
Autokraten verfolgen auf verschiedenen Regierungsebenen 
eine Politik, die massive Repressionen mit „sanfter Verfol-
gung“ kombiniert. So werden unter anderem Zugänge zu 
Arbeitsplätzen, Bildung und Gesundheitsdiensten kontrol-
liert, Instrumente zur Massenüberwachung eingeführt, fi-
nanzielle und wahlrechtliche Hürden auferlegt und 
Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit vernachlässigt, wenn 
Religionsgemeinschaften von örtlichen Gruppen oder Ter-
roristen angegriffen werden. Die Machthaber – staatliche 
und nicht staatlichen (terroristische) Akteure – verfolgen mit 
ihrer Strategie ein einziges Ziel: Die von der unerwünschten 
Religionsgemeinschaft ausgeübte konkurrierende Autorität 
soll zunichtegemacht werden.  
 
Bei der Art der Täter gibt es eine neue Entwicklung: So sind 
es zunehmend Staaten, die ihre eigenen Bürger verfol-

Globale Analyse 
 
Von Dr. Marcela Szymanski
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gen. Einige Länder, die unter die Kategorie „Verfolgung“ fal-
len – insbesondere mit Regierungen, die eine religiöse 
Mehrheit vertreten –, manipulieren nicht nur ihre Bürger in 
Bezug auf religiöse Überzeugungen, sondern treiben auch 
die Anzahl ihrer religiösen Anhänger künstlich in die Höhe, 
um die eigene politische Dominanz zu festigen und zu ver-
größern. 
 
In der Kategorie „Orange“ (Diskriminierung) wurden im 
Berichtszeitraum erhebliche Änderungen verzeichnet. 
Unter den 33 Ländern dieser Kategorie gibt es mit Haiti, Is-
rael und den Vereinigten Arabischen Emiraten drei Neu-
zugänge. Während es 2021 für manche Länder im Nahen 
Osten und in Asien Anlass zur Hoffnung gab, weil sich dort 
offenbar ein Bewusstsein für Religionsfreiheit entwickelte, 
wird diese Hoffnung durch die Verschärfung von bestehen-
den Gesetzen und Strafen (zum Beispiel durch sogenannte 
„Anti-Konversionsgesetze“) zerschlagen. Unterdessen gibt 
es im Bildungssystem wenig Verbesserungen, um die Dis-
kriminierung von religiösen Minderheiten zu verringern 
(siehe Hintergrundinformationen „Schulbücher und die 
Zukunft der Religionsfreiheit“).  
 
Eine Einstufung in die Kategorie „Orange“ verweist ferner 
darauf, dass autoritäre Machthaber einerseits Gesetze än-
dern, um die Religionsfreiheit zu beschneiden, und ande-
rerseits den Opfern von physischer Gewalt keinen Schutz 
und keine rechtlichen Möglichkeiten bieten.  
 
Schließlich gibt es noch die Kategorie „unter Beobachtung“. 
Wie im Bericht 2021 betont, ist eine kontinuierliche Wach-
samkeit gefordert, weil Menschenrechte häufig nach und 
nach und in kleinen Schritten wegfallen und dies erst dann 
bemerkt wird, wenn es schon zu spät ist. Oft wird dabei der 
folgende Grundsatz der Religionsfreiheit immer mehr unter-
graben: „die Freiheit, seine Religion oder seinen Glauben zu 
ändern, und die Freiheit, seine Religion oder seinen Glauben 
allein oder in Gemeinschaft mit anderen, in der Öffentlich-
keit oder privat, durch Lehre, Ausübung, Gottesdienst sowie 
Riten und Bräuche zu bekunden“.15 Jeder dieser Aspekte der 
Religionsfreiheit ist grundlegend und unerlässlich. Falls einer 
von ihnen eingeschränkt wird, kann dies als allgemeine Be-
drohung für die Religionsfreiheit gewertet werden. Wird fest-
gestellt, dass die Ausübung dieses Grundrechts nicht mehr 
gewährleistet ist, weil ein Land sich beim Schutz der Bürger 
seiner Verantwortung entzieht, dann wird das betreffende 
Land „unter Beobachtung“ gestellt. Eine Einstufung in diese 
Kategorie erfolgt, wenn laut Länderberichten nicht nur gra-
vierende Verstöße zugenommen haben, sondern auch Fälle 
von Intoleranz, Diskriminierung und bisweilen sogar Verfol-
gung in unterschiedlicher Ausprägung verzeichnet wurden. 
Dazu gehören zum Beispiel vereinzelte Anschläge oder sogar 
tödliche Übergriffe mit eindeutig religiösem Motiv und die 
Zerstörung oder Verwüstung von religiösen Andachtsstätten. 
Die beiden Länder Haiti und Israel, die 2021 noch „unter Be-
obachtung“ standen, wurden eine Stufe höher in die Kate-
gorie „Orange“ eingeordnet. Gleichzeitig wurden die 
folgenden acht Länder in diese Kategorie neu aufgenom-
men: Argentinien, Guinea-Bissau, Benin, Burundi, Eswatini, 
Ghana, Indonesien und Madagaskar.  
 

Entschlossene und selbstbewusste Autokraten 
 
Autokraten, die die schlimmsten Verstöße gegen die Religi-
onsfreiheit begehen, gehören wahrscheinlich zu einer oder 
mehreren der folgenden Täterkategorien: zu autoritären 
Regimen, islamistischen Extremisten oder ethno-religiösen 
Nationalisten. Eine weitere Täterform sind organisierte kri-
minelle Vereinigungen, die ihre Autorität gefährdet sehen. 
In einigen Teilen der Welt handelt es sich dabei um De-facto-
Machthaber, denen mehr Finanzmittel und bessere Waffen 
als dem Staat zur Verfügung stehen. Diese vermitteln so den 
Eindruck, dass die Regierung ihre Verantwortung, alle Bür-
ger zu schützen, abgegeben hat, oder dass die staatlichen 
Behörden in Wirklichkeit mit den kriminellen Organisatio-
nen kooperieren. Organisierte kriminelle Vereinigungen 
sind vor allem in „Failed States“ – ganz oder teilweise „ge-
scheiterten Staaten“ –, wie Somalia, Libyen, Afghanistan, 
Haiti und Syrien, präsent.  
 
Staatliche Autokraten haben im Gegensatz zu organisier-
ten kriminellen Vereinigungen mehr Möglichkeiten, Men-
schenrechtsverstöße unter einem demokratischen 
Deckmantel zu verbergen. Dazu verweisen sie auf in irgend-
einer Form erfolgte Wahlen, durch die sie an die Macht ge-
kommen sind. Das Dilemma jedoch, in dem Autokraten 
stecken, die religiöse Mehrheiten manipulieren (siehe dazu 
die Länderberichte zu Pakistan, Indien, Sri Lanka und 
Myanmar), ergibt sich daraus, dass sie zum einen ihre Wäh-
lerschaft zufriedenstellen, zum anderen eine „demokrati-
sche“ Fassade gegenüber ihren internationalen Partnern 
aufrechterhalten müssen (siehe Fallstudie Nicaragua). 
 
Eine weitere vermeintlich demokratische Methode zur Un-
terdrückung von religiösen Minderheiten ist die Verabschie-
dung von Gesetzen, die diese von Finanzierungsquellen 
abschneiden. Indiens „Foreign Currency Regulation Act“ – 
ein kompliziertes Regelwerk, das ausländische Finanzie-
rungsmöglichkeiten für lokale Organisationen beschränkt 
– hat zum Beispiel dazu geführt, dass religiöse Einrichtun-
gen ihre sozialen Dienste für die ärmsten Bevölkerungs-
schichten einstellen mussten.  
 
In „Religionsfreiheit weltweit“ 2021 haben wir auf den Be-
griff „höfliche Verfolgung“ verwiesen, der von Papst Fran-
ziskus geprägt wurde. Damit nimmt er Bezug auf 
vorwiegend in westlichen Ländern eingeführte Gesetze, die 
grundlegende Menschenrechte, insbesondere das Recht auf 
Verweigerung aus Gewissensgründen, beschneiden und 
dies als Fortschritt darstellen. In vielen Ländern haben sich 
die mit diesem Vorgehen verbundenen Befürchtungen be-
wahrheitet. Dort ist Intoleranz in Diskriminierung umge-
schlagen; es wurden Gesetze eingeführt, die grundlegende 
Bürgerrechte beschneiden. Mitarbeiter des Gesundheits-
wesens verlieren beispielsweise ihr Recht auf Gewissensfrei-
heit, wenn sie unter Androhung eines Arbeitsplatzverlustes 
Behandlungen wie Sterbehilfe oder späte Schwanger-
schaftsabbrüche mittragen müssen. Auch wird dadurch 
möglich, dass Menschen verhaftet werden, die vor einer Ab-
treibungsklinik friedlich beten (siehe regionale Analyse 
OSZE-Staaten). 
 



Eine neue Herausforderung für die Gedanken-, Gewissens- 
und Religionsfreiheit ist die „erzwungene Sprache“. Diese 
entwickelte sich aus einem aktuellen kulturellen Phäno-
men, das auf einer Vielzahl von neuen anthropologischen 
Normen und Konzepten beruht. Behörden, darunter auch 
Gerichte, haben damit begonnen, neue Definitionen der 
persönlichen Identität einzuführen. Dabei wird von den Bür-
gern nicht nur erwartet, Regeln offiziell anzuerkennen, die 
möglicherweise mit ihrem Gewissen nicht vereinbar sind. 
Sie werden sogar dazu gezwungen, die neuen Definitionen 
zu verwenden, weil sie ansonsten riskieren, wegen Hass-
rede belangt zu werden. Die Vorgabe eines sprachlichen 
Rahmens wird zum Mittel, um die Verweigerung aus Gewis-
sensgründen abzulehnen (siehe regionale Analyse Latein-
amerika und Hintergrundinformationen „Erzwungene 
Sprache“). 
 
Der Fall der ehemaligen finnischen Innenministerin Päivi Rä-
sänen, der in dieser Ausgabe behandelt wird (siehe Fallstu-
die Finnland), zeigt ein weiteres Problem, das mit einer 
allzu vagen Definition von Hassrede einhergeht: die Zensur. 
Im April 2020 wurde Räsänen vom Staat verklagt, weil sie 
2004 einen Beitrag über Ehen im Internet geteilt hatte, der 
ein Bibelzitat enthielt. Hierbei wurde das Recht auf Verwei-
gerung aus Gewissensgründen (auch aus religiösen Moti-
ven) und auf Gedankenfreiheit verletzt bzw. verwehrt.  
 
Künstlich erzeugte Minderheiten 
Die Formulierung „Angriffe auf Minderheiten“ ist ein oft 
 wiederholter Vorwurf. Dabei stellt sich die Frage, was genau 
dahintersteckt. In einigen Kulturen bringt der Minderheiten-
status gewisse Privilegien mit sich und kann deshalb positiv 
gewertet werden. In anderen Fällen ist diese Bezeichnung 
irreführend und ignoriert die tatsächliche Größe der betref-
fenden Religionsgemeinschaft, ihren historischen und all-
gemeinen kulturellen Einfluss auf die Gesellschaft und ihre 
herausragende Rolle in Schulen und anderen Sozialeinrich-
tungen.  
 
Mehr Sorge bereiten hingegen Hinweise, dass zahlen-
mäßige, wirtschaftliche oder politische Minderheiten 

möglicherweise „künstlich erzeugt“ werden. Dabei wer-
den Gemeinschaften durch gewaltsame und gewaltfreie 
Maßnahmen in die Bedeutungslosigkeit gedrängt, um poli-
tische und/oder wirtschaftliche Vorteile für die Mehrheit zu 
erreichen.  
 
Zahlen spielen eine große Rolle. Am 25. April 2023 war in 
der britischen Zeitung Financial Times zu lesen, wie wichtig 
die religiöse Bevölkerungsstruktur in Indien und Nigeria 
ist. Diese hat Einfluss darauf, wie Machtverhältnisse sich for-
mieren oder erhalten bleiben. Dem Zeitungsartikel zufolge 
„bestimmen Bevölkerungszahlen weitgehend die politische 
Vertretung und die Höhe der vom Staat an die jeweilige Re-
gion ausgezahlten Finanzmittel“. Dem Beitrag war auch zu 
entnehmen, dass viele Regierungen Bevölkerungserhebun-
gen seit Jahrzehnten verschieben, weil sie durch mögliche 
ungünstige demografische Veränderungen ihren Macht-
erhalt gefährdet sehen. Laut Bericht wird darüber hinaus 
„führenden politischen, religiösen und ethnischen Regio-
nalvertretern vorgeworfen, die Zahlen künstlich in die Höhe 
zu treiben“.16 

 
Die religiöse Bevölkerungsstruktur kann auf vielfältige Weise 
manipuliert werden, unter anderem durch positive Verspre-
chen, wenn eine bestimmte Religion angenommen oder 
beibehalten wird. Einige Berichte aus Ländern in Asien, dem 
Nahen Osten und Nordafrika machen zum Beispiel deutlich, 
dass staatliche Einrichtungen mit materiellen Vorteilen für 
bestimmte Religionsgemeinschaften versuchen, deren 
Mitgliederzahlen aufrechtzuerhalten, um politischen Nutzen 
daraus zu ziehen. In Malaysia werden Neugeborene grund-
sätzlich als Angehörige der religiösen Mehrheit registriert; 
Eltern können dies erst nachträglich ändern lassen. In Pa-
kistan sehen neue Gesetze vor, dass nur Mitglieder der reli-
giösen Mehrheit Zugang zu militärischen und staatlichen 
Posten, nationalen Sportmannschaften und besser bezahl-
ten Arbeitsstellen haben. In Indien und im Libanon gibt es 
Personenstandsgesetze und Regelungen, die ausschließlich 
den Angehörigen der religiösen Mehrheit finanzielle Vorteile 
einräumen (siehe Fallstudie „Indien: Gesetzliche Einfluss-
nahme auf die religiöse Bevölkerungsstruktur“).  
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Negativer Druck wird auf Religionsgemeinschaften durch 
Gesetze ausgeübt, die den Religionswechsel unter Strafe 
stellen. Die in Asien immer häufiger anzutreffenden soge-
nannten Anti-Konversionsgesetze sehen Geld- und Haft-
strafen nicht nur für Konvertierten, sondern auch für deren 
geistliche Begleiter vor. Im Nahen Osten steht auf Apostasie 
zum Teil sogar die Todesstrafe. Umgekehrt winken reuigen 
Rückkehrern aus religiösen Minderheiten bei ihrem Wieder-
eintritt in die Gemeinschaft der religiösen Mehrheit finan-
zielle Vorteile (siehe Regionale Analyse Asien und Naher 
Osten).  
 
Ferner wird den religiösen Minderheiten in einigen Ländern 
die Teilnahme am politischen Leben erschwert. Die Res-
triktionen reichen dabei von der Einschränkung des Wahl-
rechts bis hin zu einem Verbot17 für Anhänger von religiösen 
Minderheiten, Regierungsämter zu übernehmen (siehe Fall-
studie „Libanon: Exodus der Christen“ und Länderberichte 
zu Afghanistan, Algerien, Iran, Malaysia, den Malediven, 
Pakistan und Saudi-Arabien). 
 
Eine besonders kriminelle Form der demografischen Mani-
pulation liegt vor, wenn Religionsgemeinschaften infolge 
von konstanter Diskriminierung und gewaltsamen 
Übergriffen in die Rolle der Minderheit gedrängt werden. 
Im Irak und in Syrien führten zum Beispiel gezielte und an-
haltende Gewalthandlungen gegen Christen dazu, dass 
viele auswanderten. Damit wurde eine religiöse Minderheit 
so weit dezimiert, dass ihr langfristiger Fortbestand im 
Land fraglich ist.  
 
Bei der durch extremistische Gewalt ausgelösten Migration 
zeichnet sich in Teilen Afrikas eine Wiederholung der Ge-
schichte ab. Aus den Länderberichten geht hervor, dass 
dschihadistische Ableger von al-Qaida und des Islamischen 
Staats relativ ungeschützte ländliche Regionen mit dem Ziel 
territorialer Eroberungen angreifen. Dabei nehmen sie aber 
auch wie in der Demokratischen Republik Kongo und in Mo-
sambik Gebiete ins Visier, die reich an Bodenschätzen sind. 
Obwohl sich die islamistische Gewalt in der Regel unter-
schiedslos gegen Muslime und Christen gleichermaßen rich-

tet, werden im Vergleich zu unserem vergangenen Bericht 
immer häufiger Christen Opfer der dschihadistischen 
Übergriffe (siehe Fallstudie „Nigeria: Gesteinigt wegen 
einer WhatsApp-Nachricht“).  
 
Anschläge finden während christlicher Gottesdienste statt, 
und häufig gehen die Attentäter besonders grausam vor. 
Laut der Aussage von Geistlichen im nigerianischen Bun-
desstaat Benue werden die Opfer teilweise erschossen und 
anschließend mit einer Machete oder anderen Waffen im 
Gesicht so verstümmelt, „dass Gott sie nicht mehr wieder-
erkennen kann“.18 Ebenso werden Priester und Ordens-
schwestern Opfer von Terroristen, die diese entführen oder 
töten. Kapellen und Schulen sind häufig Ziel von terroristi-
schen Brandanschlägen. Ein einziger Anschlag kann ganze 
Dorfgemeinschaften in Obdachlosigkeit und Armut treiben. 
Ohne ihre Felder und Geschäfte verlieren die Bewohner ihre 
Einkommensquelle, während ihren Kindern Schulbildung 
und gesundheitliche Versorgung verweigert wird. Als Folge 
dessen wird eine Region ihrer historischen religiösen Iden-
tität beraubt. Es entsteht eine neue wirtschaftliche und po-
litische Minderheit, die auf grundlegende Unterstützung 
angewiesen ist (siehe Hintergrundinformationen „Nigeria: 
Eine gescheiterte Demokratie?“). 
 
Eine andere Form von religiöser Gewalt ist in Lateinamerika 
und anderen Entwicklungsregionen zu finden. Dort werden 
traditionelle Religionen als Gegner von legalisierten 
Schwangerschaftsabbrüchen und anderen Frauenrechten 
betrachtet. Bei zunehmend gewalttätigen Demonstratio-
nen in Mexiko, Chile, Kolumbien, Argentinien und in einigen 
westlichen Ländern, beispielsweise anlässlich des Weltfrau-
entags am 8. März, fanden Anschläge auf religiöse Gebäude 
und Gläubige statt. Religionsangehörige, die ihre Kirchen, 
Tempel und sonstige religiöse Gebäude unter großem per-
sönlichem Risiko verteidigten, wurden von der Polizei und 
anderen Rettungskräften mancherorts im Stich gelassen. 
Ebenso gab es nach den Ausschreitungen häufig nur wenige 
oder gar keine rechtlichen Konsequenzen für die Täter, wo-
durch bei ihnen ein Gefühl der Straffreiheit entstand (siehe 
Regionale Analyse Lateinamerika, OSZE-Staaten).  
 

Vertreter der Glaubensgemeinschaften beim 7. Kongress der Oberhäupter der 
Weltreligionen und traditionellen Religionen in Nur-Sultan, Kasachstan, 2022.



Trotz dieser und anderer Probleme, über die im Lateiname-
rikabericht zu lesen ist, gibt die Region auch Anlass zur 
Hoffnung. So haben sich nach Aufhebung der Pandemie-
beschränkungen Millionen von Menschen bei religiösen 
Feierlichkeiten auf dem ganzen Kontinent freudig versam-
melt und dabei ihren Glauben öffentlich zum Ausdruck 
 gebracht (siehe Hintergrundinformationen „Religiöse Fei-
ern und die Rückkehr der Freude“). 
 
Paradoxerweise verstummt die lautstarke Verteidigung der 
Frauenrechte, wenn es um Entführungen, Zwangskonver-
sionen und sexuelle Versklavung von Frauen und Mäd-
chen aus religiösen Minderheiten geht. Die euphemistisch 
als „Zwangsehe“ bezeichneten Strafhandlungen – die Ent-
führung, Vergewaltigung und Zwangskonversion von oft 
minderjährigen Mädchen, die vorwiegend zu einer hinduis-
tischen oder christlichen Minderheit gehören – sind zumin-
dest teilweise in dem Wunsch begründet, das Wachstum der 
entsprechenden Religionen durch weniger Geburten ein-
zudämmen. Werden diese kriminellen Handlungen über 
eine längere Zeit im großen Stil begangen, könnte dies dazu 
beitragen, dass entsprechende Gemeinschaften vollständig 
ausgelöscht werden. In diesem Fall kann man im Sinne der 
entsprechendenen UN-Konvention von einem „Akt des Völ-
kermordes“ sprechen19 (siehe Länderbericht Pakistan, Re-
gionale Analyse Afrika).  
 
Kein westliches Land kann von sich behaupten, nichts über 
die Menschenrechtsverstöße zu wissen, die auf der Ara-
bischen Halbinsel, in China, Pakistan oder Nigeria stattfin-
den. Schaut der Westen hier weg, was oft zur Sicherung der 
Energie- und Rohstoffversorgung getan wird, bestärkt dies 
die Täter in ihrem Selbstbewusstsein. Auf diese Weise wird 
die Straffreiheit der Täter von der internationalen Gemein-
schaft schweigend hingenommen. Hier kann erneut auf 
die Fallstudie Pakistan verwiesen werden, wo das jüngst er-
gänzte Blasphemie-Gesetz nun auch Beleidigungen der Fa-
milie des Propheten Mohammed unter Strafe stellt und ein 
für alle Schulen geltender islamorientierter Einheitslehr-
plan dazu beiträgt, dass religiöse Minderheiten diskrimi-
niert werden (siehe Regionale Analyse Naher Osten, Asien, 
Afrika). Dennoch gibt es auch positive Entwicklungen im 
Westen wie die aktuelle Tendenz, gezielte persönliche 
Sanktionen gegenüber Einzeltätern statt gegen ganze 
Länder zu verhängen. 
 
Ein großer Lichtblick ist die Tatsache, dass sich immer mehr 
Menschen weltweit als religiös definieren20 und so die Be-
reitschaft wächst, in einen interreligiösen Dialog zu treten. 
Nicht nur Papst Franziskus setzte seine Annäherungspolitik 
fort, mit der er sich an die verschiedenen Richtungen des 
Islam wandte. Auch die größte muslimische Organisation, 
die indonesische Nahdlatul Ulama, suchte 2022 im Rahmen 
des G20-Gipfels aus Bali gezielt den Dialog mit führenden 
hinduistischen Oberhäuptern. Eine Fortsetzung der Gesprä-
che ist 2023 in Indien geplant (siehe Hintergrundinforma-
tionen „Für einen umfassenderen Dialog zwischen 
Katholiken und Muslimen“).

Deborah Samuel Yakubu, eine 
christliche Studentin im zweiten 
Studienjahr, wurde am 12. Mai 
2022 in Sokoto, Nigeria, getötet.
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Am 12. Mai 2022 wurde die 22-jährige Christin De-
borah Samuel Yakubu von Mitstudenten angegrif-
fen, gesteinigt und verbrannt. Die junge Frau 
studierte im zweiten Jahr Volkswirtschaft am Shehu 
Shagari College of Education im nordnigerianischen 
Bundesstaat Sokoto. Sie wurde der Blasphemie be-
schuldigt, weil sie sich in einer Nachricht an eine 
studentische WhatsApp-Gruppe über die Einfüh-
rung des Pflichtfachs Religion in der akademischen 
Ausbildung beschwert hatte. Nach den Ferien 
wurde sie von Mitstudenten attackiert. Nach Zeu-
genaussagen haben Sicherheitskräfte der Hoch-
schule und Polizeikräfte versucht, die junge Frau zu 
schützen, wurden aber von den aufgebrachten Stu-
denten überwältigt.27 

 
Das brutale Vorgehen des Mobs verstößt gegen die 
Rechtsnormen des Islams. Der Generalsekretär des 
Sultanatsrats im Bundesstaat Sokoto, Sa’idu Mo-
hammadu Maccido, verurteilte die Tat in einer öf-
fentlichen Erklärung: „Der Sultanatsrat verurteilt 
den ungerechtfertigten Angriff auf das Schärfste 
und fordert die Sicherheitsbehörden auf, die Täter 
vor Gericht zur Verantwortung zu ziehen. […] Der 
Sultanatsrat ruft alle auf, Ruhe zu bewahren und ein 
friedliches Miteinander der Menschen im Bundes-
staat und im gesamten Land sicherzustellen.“28 

 
Nach dem Übergriff wurden zwei Personen wegen 
Mordverdachts festgenommen, woraufhin jugend-
liche Randalierer, katholische Kirchen angegriffen. 
Sie zerstörten Fensterscheiben der Kathedrale der 
Heiligen Familie und brannten Teile der Kirche  
St. Kevin nieder.29 

 
Ungeachtet der Verurteilung durch den Sultanatsrat 
verstärkte die Anschlagsserie die unter Christen 
 verbreitete Angst vor einer zunehmenden Radikali-
sierung der Muslime im Norden Nigeria. Der katho-
lische Bischof von Sokoto, Matthew Hassan Kukah, 
zeigte Verständnis für diese Ängste und erklärte: 
„Weit abseits der allgemeinen Verurteilung dieser 
schrecklichen Tat bejubelten viele Islamisten und 
ihre Imame den Mord, den sie für gerechtfertigt hiel-
ten, und riefen zu weiterer Gewalt gegen jeden auf, 
der die Täter zur Rechenschaft ziehen will.“30 Die Fa-
milie der getöteten Deborah zog in den Süden Nige-
rias um.
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Anwendung der Scharia in 12 der 36 Bundesstaaten Nigerias 
noch verschärft. Da der designierte Präsident Bola Ahmed 
Tinubu und der designierte Vizepräsident Kashim Shettima 
beide muslimischen Glaubens sind, besteht wenig Hoff-
nung, dass sich unter der neuen Bundesregierung etwas än-
dern wird. 
 
Obwohl die annähernd 100 Millionen Christen im Land fast 
50 % der Bevölkerung ausmachen, beklagen die christli-
chen Bewohner der nördlichen Bundesstaaten eine syste-
matische und tief verwurzelte religiöse Diskriminierung. Die 
Umstände erinnern an die Situation der christlichen Min-
derheiten in Pakistan, Sudan, Irak und in den arabischen 
Ländern. In Nordnigeria, insbesondere in den Bundesstaa-
ten, in denen die Scharia angewendet wird, wirkt sich die 
Einschränkung der Religionsfreiheit und der demokrati-
schen Rechte in vielfältiger Weise auf die Christen aus: Im 
Einklang mit der Verfassung kommt im Norden die Scharia 
und im Süden das Strafgesetzbuch des Landes zur Anwen-
dung. Christliche Mädchen und Frauen werden entführt, 
vergewaltigt und zwangsverheiratet, ohne dass sie sich 
rechtlich wehren können. Muslimische Männer dürfen eine 
Christin heiraten, aber christliche Männer dürfen keine Mus-
limin heiraten.  
 
Traditionelle ethische Werte der Muslime werden häufig 
auch gegenüber Nichtmuslimen unter Zwang durchgesetzt 
(zum Beispiel Trennung der Geschlechter im öffentlichen 
Personenverkehr, Durchsetzung von Kleidervorschriften in 
Bildungseinrichtungen). Christen werden von der Politik 
ausgeschlossen und bei der Rekrutierung von Polizei- und 
Militärkräften benachteiligt. Christlichen Kirchen ist es un-
tersagt, Grundstücke zu kaufen oder Kirchen oder Kapellen 
zu bauen. An staatlichen Schulen ist christlicher Religions-
unterricht verboten, islamische Lehrer hingegen werden an 
allen staatlichen Schulen beschäftigt. Christen werden bei 
der Arbeitssuche und in öffentlichen Ämtern diskriminiert, 
ihnen wird der Zugang zu Sozialhilfe erschwert. Viele christ-
liche Schüler lassen ihre Namen ändern, damit sie für Aus-
bildungsgänge zugelassen werden.25 

 
Im Norden und im Middle Belt sind Gläubige, vor allem Chris-
ten, den unsäglichen Gräueltaten bewaffneter Gruppen 
(Boko Haram, ISWAP und Fulani-Milizen) ausgesetzt, die von 
einer toxischen Mischung aus territorialen Ansprüchen, 

Nigeria ist eine der größten Demokratien der Welt. Mit mehr 
als 200 Millionen Einwohnern ist Nigeria das bevölkerungs-
reichste Land und die größte Volkswirtschaft des afrikani-
schen Kontinents. In Subsahara-Afrika spielt es eine 
geopolitische Schlüsselrolle. Der „afrikanische Riese“ ist 
seit 1999 eine Mehrparteiendemokratie. Die Sicherheitslage 
im Land hat sich in den vergangenen Jahrzehnten drama-
tisch verschlechtert.21 Laut Global Terrorism Index22 lag Ni-
geria 2022 unter den Ländern mit dem größten Ausmaß an 
Terrorismus auf Platz sechs, hinter Afghanistan, Irak, Soma-
lia, Burkina Faso und Syrien. Auf dem Global Peace Index23 
lag es auf Platz 143 von insgesamt 163 Ländern. 
 
Unter britischer Kolonialherrschaft wurden in Nigeria Ge-
biete mit unterschiedlichen ethnischen, politischen und re-
ligiösen Gegebenheiten zu einem Land vereint, das entlang 
des sogenannten „Middle Belt“ in Nord und Süd geteilt ist. 
Dieser trug bislang die Hauptlast der gewaltsamen Kon-
flikte. 
 
Die überwiegend im Süden lebenden Christen haben mit 
46,2 % den größten Anteil an der Bevölkerung. Die haupt-
sächlich im Norden lebenden Muslime haben einen Anteil 
von 45,8 %, wobei im Norden auch Christen und im Süden 
auch Muslime angesiedelt sind. Im nordöstlichen Bundes-
staat Borno, in dem die Terrorgruppe Boko Haram ihren Ur-
sprung nahm, haben die Christen beispielsweise einen 
Bevölkerungsanteil von 30 %. Trotz des insgesamt ausgegli-
chenen Verhältnisses von Christen und Muslimen wird 
immer wieder behauptet, dass der Islam die Mehrheitsreli-
gion in Nigeria ist. Verstärkt wird dieser falsche Eindruck 
durch die Tatsache, dass Nigeria seit 1986 Mitglied der Or-
ganisation für Islamische Zusammenarbeit (OIC) ist, einer 
Allianz aus 57 Ländern, in denen Muslime die Bevölkerungs-
mehrheit bilden.24 

 
Politisch und verwaltungsmäßig ist der muslimische Nor-
den von größerer Bedeutung, obwohl er nur 40 % der Be-
völkerung beheimatet. In einem multireligiösen, 
multiethnischen Land hätte der christliche Süden norma-
lerweise ein vergleichbares oder sogar ein größeres Ge-
wicht. Aber auf Bundesebene liegen die politische und die 
militärische Macht zu nahezu 95 % in der Hand der Muslime. 
Die daraus resultierenden Spannungen bremsen die demo-
kratische Entwicklung des Landes und werden durch die 
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Von Maria Lozano
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Regionen geführt haben, werden weder verurteilt noch 
strafrechtlich verfolgt. Aus der Diözese Makurdi im Bundes-
staat Benue wird berichtet, dass Fulani-Milizen allein im 
Jahr 2022 93 Dörfer angegriffen und 325 Menschen getötet 
haben.26 Von den ursprünglich annähernd sechs Millionen 
Einwohnern in der Region befinden sich aktuell zwei Millio-
nen, überwiegend christliche Bauern, innerhalb des Landes 
auf der Flucht. 
 
Der islamistische Terror erschüttert auch andere Länder in 
der Region, wie Niger, Tschad, Mali und Burkina Faso. Doch 
in Nigeria hat er besonders dramatische Folgen, weil das 
Land für die Entwicklung des afrikanischen Kontinents von 
entscheidender Bedeutung ist. Nigeria ist ein wirtschaftli-
ches und demografisches Kraftzentrum mit einer Bevölke-
rung, die sich in zwei Jahrzehnten voraussichtlich auf 400 
Millionen verdoppeln wird. Die Entwicklungen der nächsten 
Jahre und die Art und Weise, wie von Seiten des Staates 
damit umgegangen wird, werden die gesamte Region stark 
beeinflussen. Wenn die nigerianischen Behörden nicht 
gegen die Landkonflikte, die ethnischen Spannungen, die 
Kriminalität, den religiösen Extremismus sowie gegen den 
Verfall der demokratischen Werte und die Benachteiligung 
einzelner Glaubensgemeinschaften vorgehen, werden sich 
der islamistische Dschihadismus und der politische Verfall 
noch weiter ausbreiten. Der soziale und der politische Druck 
sowie die ungezügelten Verbrechen werden zu einem Ex-
odus junger Christen führen, die in ihrer Heimat keine Zu-
kunft mehr sehen.

 Kriminalität, ethnischen Konflikten und Dschihadismus be-
feuert werden und in einigen Bundesstaaten an Genozid 
grenzen. 
 
Doch das größte Problem in Nigeria ist das tatenlose 
Schweigen von Staat und Politik. Die systematischen An-
griffe, insbesondere durch die Fulani-Milizen, die Menschen-
massen in die Flucht getrieben und zur Entvölkerung ganzer 

Demonstrationen mit der  
nigerianischen Flagge in den 
Straßen von Port Harcourt,  
Nigeria, Oktober 2020.
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Christen und Anhänger traditioneller Glaubensrichtungen 
sowie deren Geistliche. 
 
Die Radikalisierung und die Ausbreitung extremistischer 
Gewalt in den Ländern südlich der Sahara ist auf zahlreiche 
soziale Faktoren zurückzuführen: Armut, Korruption, 
 Regierungsversagen, hohe Analphabetismusrate, Jugend-
arbeitslosigkeit, fehlender Zugang zu Ressourcen, separa-
tistische Bewegungen und schon länger bestehende 
Landkonflikte zwischen Viehhirten und sesshaften Bauern 
(verstärkt durch die Folgen des Klimawandels).33 All diese 
Faktoren schüren Unmut und bewaffnete Auseinanderset-
zungen. Dschihadistische Bewegungen nutzen die prekäre 
Lage, um ihre Ideologien zu verbreiten, indem sie wirt-
schaftlichen Perspektiven (Waffen und Geld) bieten und ein 
Ende der Korruption in Aussicht stellen.34 

 
Transnationale Dschihadistengruppen wie der Islamische 
Staat und al-Qaida gründen keine neuen Ableger, sondern 
nutzen bestehende Strukturen und bauen diese aus. Ihnen 
geht es weniger um die Eroberung oder Verteidigung be-
stimmter Gebiete mit dem Ziel, einen islamischen Staat zu 
gründen, wie es im Irak und in Syrien versucht wird. Viel-
mehr streben sie ein mobiles, opportunistisches Kalifat an 
und richten den Fokus bevorzugt auf ressourcenreiche länd-
liche Gebiete, die militärisch schwierig zu verteidigen sind. 

Die Länder südlich der Sahara erlebten im Berichtszeitraum 
eine Explosion der Gewalt, die sich gegen Militärkräfte und 
die Zivilbevölkerung richtete. Lokale und transnationale 
Dschihadistengruppen verfolgen systematisch all jene, die 
nicht ihrer islamistischen Ideologie folgen. 
 
Die Zahlen sind alarmierend. Laut einer 2023 veröffentlich-
ten Studie des Africa Center for Strategic Studies gingen 2022 
insgesamt 77 % aller auf dem afrikanischen Kontinent re-
gistrierten Gewalttaten von militanten Islamisten in der 
Sahel-Region und in Somalia aus.31 Die Zahl der zivilen To-
desopfer stieg 2022 gegenüber dem Vorjahr um 68 % von 
4307 auf 7220. Das verdeutlicht unter anderem, dass „mili-
tante Gruppen nicht darauf aus sind, die Sympathie der Zi-
vilbevölkerung zu gewinnen und sie mit Argumenten auf 
ihre Seite zu ziehen. Vielmehr setzen sie auf Einschüchte-
rung“.32 

 
Ein opportunistisches Kalifat 
 
In vielen Fällen wird die Gewalt durch eine Mischung aus 
Dschihadismus, organisierter Kriminalität und lokalen Ban-
den geschürt, die von extremistischen Predigern angesta-
chelt und von ausländischen Terrorgruppen bewaffnet 
werden. Die Gewalt richtet sich gegen staatliche Behörden, 
Militär- und Polizeikräfte und Zivilisten, darunter Muslime, 
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gezwungen werden, den Regeln der Scharia zu folgen, den 
Koran zu studieren und nach den Regeln des Islams zu 
beten.42 
 
Das Tschadbecken im Grenzgebiet von Nigeria, Kamerun, 
Tschad und Niger ist nach wie vor eine der gefährlichsten 
Regionen Afrikas, in der „20 % aller Todesfälle im Zusam-
menhang mit militanten Islamisten“ verzeichnet werden.43 
Boko Haram und der Islamische Staat in der Provinz West-
afrika (ISWAP) greifen weiterhin Militär und Zivilisten an, 
während Tschad unter anhaltenden humanitären Proble-
men leidet. Mehr als eine Million Menschen befinden sich 
auf der Flucht, und nach Ernteausfällen sind mehr als  
5,3 Millionen Menschen von Hunger bedroht.44 

 
Obwohl Boko Haram in Nigeria durch den Tod des Anfüh-
rers Abubakar Shekau im Mai 2021 geschwächt wurde, geht 
die Gruppe weiterhin gegen Militärkräfte und Zivilisten vor. 
Im Nordwesten Nigerias, in Tschad und im Südosten Nigers 
stieg die Zahl der gewaltsamen Angriffe um 57 % und die 
Zahl der Todesfälle um 70 %.45 Die bedeutendste Splitter-
gruppe von Boko Haram, ISWAP, drang vom Bundesstaat 
Borno im Nordosten Nigerias in die Staaten Kano, Kogi, 
Niger und Taraba vor.46  
 
Im Gegensatz zur Organisation Boko Haram setzt ISWAP in 
den besetzten Gebieten eine Art von Regierung ein, die den 
zivilen Handel fördert, Steuern eintreibt und Streitigkeiten 
vor Schariagerichten beilegen lässt. Nach Angaben der In-
ternational Crisis Group hat die „Bestrafung von Viehdieben“ 
der ISWAP innerhalb der Bevölkerung zu einer gewissen 
 Akzeptanz verholfen, sodass sie wahrscheinlich an Einfluss 
gewinnen wird.47  
 
Im mehrheitlich muslimischen Norden Nigerias werden 
Christen systematisch diskriminiert. Sie werden von öffent-
lichen Ämtern ausgeschlossen, Christinnen werden entführt 
und mit muslimischen Männern zwangsverheiratet, christ-
liche Gemeinden erhalten keine Genehmigung für den Bau 
von Kirchen oder Kapellen und alle Schülerinnen an weiter-
führenden Schulen sind verpflichtet, den Hidschab zu tra-
gen.48 

 
„Unter den verschiedenen Glaubensrichtungen stehen die 
Christen am stärksten im Fokus“ 
 
Kamerun hat mit inneren Spaltungen ebenso zu kämpfen 
wie mit der Bedrohung durch ausländische Terroristen. Auf 
nationaler Ebene steht die Anglophone Krise im Fokus, ein 
gewaltsamer Konflikt zwischen dem anglophonen und dem 
frankophonen Teil der Bevölkerung in den Regionen Nord-
west und Südwest. Darüber hinaus wird der Norden Kame-
runs (Region Extrême-Nord) durch gewaltsame Konflikte 
zwischen konkurrierenden Extremistengruppen wie Boko 
Haram und ISWAP erschüttert. Unter den verschiedenen 
Glaubensrichtungen stehen die Christen am stärksten im 
Fokus. Berichten zufolge haben Dschihadisten schon „zahl-
reiche Zivilisten, darunter auch Frauen und Mädchen, ent-
führt, von denen viele vergewaltigt und zwangsverheiratet 
werden“.49 

 

Angriffe auf Städte zielen darauf ab, Angst und Schrecken 
zu verbreiten und Militärkräfte in urbanen Räumen zu bin-
den. 
 
Die Ausbreitung des Islamismus 
 
Islamistische Gewalt gibt es in ganz Afrika, aber die Sahel-
region, das Tschadbecken, Somalia und Mosambik sind von 
den Aktivitäten der Dschihadisten besonders betroffen. 
 
In den genannten Regionen sind vor allem die folgenden Is-
lamistengruppen aktiv: die internationale Terrororganisa-
tion al-Qaida und deren Ableger (al-Qaida im Islamischen 
Maghreb, AQIM), die internationale Terrororganisation Isla-
mischer Staat und ihre Untergruppen (ISWAP, ISGS, ISS), Ja-
ma’at Nusrat al Islam (JNIM, eine Koalition aus einzelnen 
islamistischen Extremistengruppen), al-Shabaab und deren 
Ableger, Ahlu Sunnah wa Jama’a (ASWJ, auch bekannt als 
al-Shabaab oder IS-Moz) und deren Splittergruppen, Boko 
Haram mit ihren Untergruppen sowie unabhängige Mili-
zen.35 

 
Die Grenzgebiete von Burkina Faso, Mali und Niger in der 
westlichen Sahel-Region erlebten 2022 von allen betroffe-
nen Regionen die stärkste Ausbreitung der militanten isla-
mistischen Gewalt. Hier waren insgesamt 7899 Todesopfer 
zu beklagen, mehr als 40 % der Fälle des gesamten Kon-
tinents.36 

 
„Der Islam der bewaffneten Gruppen ist nicht der Islam 
unserer Brüder“ 
 
Burkina Faso hat sich zu einem Hauptschauplatz der dschi-
hadistischen Aktivitäten entwickelt. Hier stieg die Zahl der 
mit dem Islamismus im Zusammenhang stehenden Todes-
opfer 2022 um 69 % auf 3600.37 Die al-Qaida und dem IS na-
hestehenden Gruppen haben bereits tausende Menschen 
getötet und 1,9 Millionen vertrieben.38 Sie kontrollieren 
mehr als 40 % des Landes.39 Der katholische Bischof Laurent 
Dabiré erklärte: „Das Land wird von verschiedenen Gruppen 
angegriffen, die den Islam zu Propaganda- oder Mobilisie-
rungszwecken missbrauchen. Der Islam der bewaffneten 
Gruppen ist nicht der Islam unserer Brüder. Die Muslime 
Burkina Fasos sind selbst Ziel der Angriffe.“40 

 
Mali wurde erstmals 2012 von Gewalt heimgesucht, als 
Dschihadistengruppen den Norden des Landes unter ihre 
Kontrolle brachten. Der Staat ist dort praktisch nicht prä-
sent. Terrorgruppen wie IS, die al-Qaida-nahe JNIM und 
nicht dschihadistische Kämpfer, vorwiegend Tuareg-Rebel-
len, gehen hier ungehindert ihren Auseinandersetzungen 
nach.41 Ein neuer Konfliktherd entstand zuletzt in Zentral-
mali, wo die Zivilbevölkerung unter Menschenrechtsverlet-
zungen und Gewalt leidet, die von Militärkräften, Söldnern, 
darunter die russische Wagner-Gruppe, und von Dschiha-
disten ausgeht. Zeugen berichteten, dass bewaffnete Grup-
pen in der Umgebung von Mopti den Konsum von Alkohol 
und Schweinefleisch verbieten und Frauen aller Glaubens-
richtungen dazu zwingen, einen Schleier zu tragen. Von 
Christen in der Umgebung von Didja ist zu hören, dass sie 
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kehr vom Islam gilt als Verrat an der Familie und der Gesell-
schaft. Wer nur unter den Verdacht gerät, den muslimischen 
Glauben abgelegt zu haben, läuft Gefahr, schikaniert, ein-
geschüchtert oder sogar ermordet zu werden.51 

 
Obwohl al-Shabaab in einigen Gebieten Kenias an Einfluss 
verloren hat, ist weiterhin mit Anschlägen dieser Gruppe zu 
rechnen. Die von Angst und politischer Frustration getrie-
benen Terrorbekämpfungsmaßnahmen der Regierung sind 
nach Ansicht der muslimischen Bevölkerung unverhältnis-
mäßig. Von allen Nationalitäten sind die Kenianer in der Ter-
rorgruppe al-Shabaab am stärksten vertreten. Häufig sind 
staatliche Einrichtungen das Ziel der Dschihadisten.52 

 
Im südlichen Afrika gerät vor allem Mosambik immer stär-
ker in einen Strudel der Gewalt, die unter anderem vom IS-
Ableger Ahlu Sunnah wa Jama’ah (ASWJ) oder IS-Moz 

Niger sieht sich vor allem entlang der Grenzen zu Nigeria, 
Burkina Faso, Mali und Libyen bewaffneten Konflikten, Ver-
treibungen und einer Ernährungskrise ausgesetzt. 2022 
stieg die Zahl der Gewalttaten im Land um 43 %.50 Im Mit-
telpunkt der Auseinandersetzungen stehen ethnische Kon-
flikte, der Konkurrenzkampf um Ressourcen, aber auch die 
Angriffe dschihadistischer Gruppen, die mit al-Qaida, IS und 
Boko Haram in Nigeria in Verbindung stehen. 
 
In Somalia kontrolliert die Terrorgruppe al-Shabaab große 
Teile des Staatsgebiets, wo sie Muslime und Nichtmuslime 
ihrer eigenen Auslegung des Islams und der Scharia unter-
wirft. Die Extremisten verbieten unter anderem jede Form 
von Medien, Unterhaltung, Rauchen, das Rasieren des Bar-
tes sowie jegliches weitere Verhalten, das als unislamisch 
gilt. Die wenigen Somalier nicht muslimischen Glaubens 
sind überwiegend vom Islam konvertierte Christen. Die Ab-

Die Zahl der gewaltsamen Übergriffe militanter  Islamisten stieg 2021 in  
der Sahel-Region um 70 %  gegenüber dem Vorjahr auf ein Rekordniveau.
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tyrertum für die Nation“ und verlangt, dass die Bürger ihr 
Leben danach ausrichten.62 Das Land steht unter einer Dik-
tatur, die den Einwohnern die meisten Menschenrechte, 
auch das Recht auf Religionsfreiheit, vorenthält. 
 
Friedensbemühungen 
 
Bei all den Spannungen und der Gewalt ist es auch wichtig, 
auf die konstruktiven interreligiösen Friedensbemühungen 
aufmerksam zu machen. Beachtenswert waren die Besuche 
von Papst Franziskus in der Demokratischen Republik 
Kongo und im Südsudan im Juli 2022, bei denen er die Re-
gierenden beider Länder dazu aufrief, auf den Frieden hin-
zuwirken. 
 
Daneben gab es auf nationaler Ebene unzählige Aktionen 
und Initiativen, wie zum Beispiel in Kamerun, wo Regie-
rungsvertreter gemeinsam mit 60 muslimischen und christ-
lichen Geistlichen sowie hunderten Gläubigen anlässlich 
des Africa Football Cup of Nations in der Hauptstadt Yaoundé 
um Frieden beteten.63 

 
In der Republik Côte d’Ivoire (Elfenbeinküste) versam-
melten sich christliche und muslimische Geistliche in der 
Metropole Abidjan zu einem internationalen Symposium 
zum Thema „Die ewige Botschaft der Religionen“. In der ge-
meinsamen Abschlusserklärung heißt es: „Solidarität, Ge-
schwisterlichkeit und der Dialog zwischen allen Religionen 
müssen die Grundlage für den sozialen Frieden sein.“64 

 
In der Zentralafrikanischen Republik schlossen sich füh-
rende Vertreter der Muslime, der evangelischen und der ka-
tholischen Kirche zu einer interreligiösen Plattform 
zusammen. Sie reisten gemeinsam an die Frontlinien, um 
zwischen bewaffneten Gruppen und gewählten Regierungs-
vertretern zu vermitteln.65 

 
Langfristige Risiken 
 
Nach Angaben des Welternährungsprogramms der Verein-
ten Nationen stieg die Zahl der Flüchtlinge in der Sahel-Re-
gion in den vergangenen drei Jahren um annähernd 
400  %.66 Im selben Zeitraum schoss die Zahl der vom 
 Hunger bedrohten Menschen in der Region von 3,6 auf  
10,5 Millionen in die Höhe.67 

 
Wenn der Kreislauf von Gewalt, Vertreibung und Hunger 
nicht unterbrochen wird, wird er langfristig weitere schwer-
wiegende Folgen nach sich ziehen: die Vertiefung gesell-
schaftlicher Gräben, wirtschaftlicher Niedergang, politische 
Instabilität und die Verelendung von Millionen Menschen. 
Muslime und Christen leiden gleichermaßen unter der ex-
tremistischen Gewalt. Aber mit der zunehmenden islamis-
tischen Radikalisierung richten sich die Terrorangriffe 
immer häufiger gezielt gegen Christen. Das gefährdet die re-
ligiöse Vielfalt in der gesamten Region und das harmonische 
Miteinander der unterschiedlichen Glaubensrichtungen.

ausgeht, der im Land auch als al-Shabaab bezeichnet wird, 
aber nicht mit dem gleichnamigen somalischen al-Qaida-
Ableger in Verbindung steht. Nach Angaben des Internatio-
nal Institute for Strategic Studies zählt IS-Moz „mindestens 
1000 Kämpfer“, deren Ziel es ist, die Provinz Cabo Delgado 
zu erobern, um dort ein „islamistisches Regime“ zu errich-
ten.53 Die von dort gemeldeten Gewalttaten – Morde, Ent-
führungen, Plünderungen und Zerstörungen – nahmen 
2022 um 29 % zu. Dabei richtet sich die Gewalt in 66 % der 
Fälle, häufiger als in allen anderen Regionen des Kon-
tinents, gegen die christliche und muslimische Zivilbevöl-
kerung.54 Derzeit befinden sich mehr als eine Million 
Menschen innerhalb des Landes auf der Flucht.55 
 
Geistliche im Fokus der Dschihadisten 
 
Im Ostafrikanischen Seenhochland, dem Grenzgebiet zwi-
schen Ruanda, der Demokratischen Republik Kongo und 
Uganda, führt der Konkurrenzkampf um Bodenschätze zu 
Gewaltausbrüchen und Menschenrechtsverletzungen. 
Schätzungen zufolge sind allein in der Demokratischen Re-
publik Kongo bis zu 122 bewaffnete Gruppen aktiv.56 Vor 
allem im Norden und Osten des Landes terrorisieren Milizen 
wie M23 und Dschihadisten wie der IS-Ableger Allied Demo-
cratic Forces (ADF) die Bevölkerung und suchen auch gezielt 
Geistliche als Opfer aus. Von April bis Juni 2022 verzeichnete 
die UN annähernd 1000 tote Zivilisten und im gesamten 
Jahr 2022 bis zu 700 000 Flüchtlinge.57 Auch in Uganda ist 
die Terrorgruppe ADF aktiv, wo sie vor allem im Osten des 
Landes die christliche Bevölkerung bedroht und Anschläge 
auf Kirchen verübt. 
 
Neben Gold, Edelhölzern und Diamanten verfügt die Zen-
tralafrikanische Republik über Lagerstätten von soge-
nannten Seltenen Erden, die für die Digitalwirtschaft 
unverzichtbar sind.58 In einer Erklärung vom 30. Juni 2022 
verurteilte die Zentralafrikanische Bischofskonferenz die 
Gewalt, die von Guerillagruppen, russischen Söldnern 
sowie von ruandischen und zentralafrikanischen Soldaten 
ausgeht.59 Die katholischen Bischöfe machten auf die Ver-
brechen an der Zivilbevölkerung aufmerksam wie „Mord, 
Zerstörung, Missbrauch, Vergewaltigung, […] die Zerstö-
rung von Häusern, Gebetsstätten und der Missbrauch des 
Glaubens“.60 

 
In Äthiopien war der Ausbruch des Bürgerkrieges in der 
nördlichen Region Tigray die folgenschwerste Entwicklung 
im aktuellen Berichtszeitraum. Im Zuge der nicht religiös 
motivierten Auseinandersetzungen griffen Berichten zu-
folge eritreische und äthiopische Soldaten auch Kirchen 
und Moscheen an. Im April 2022 kam es beispielsweise in 
der Stadt Gondar zu einem Angriff auf die Beerdigung einer 
hochrangigen muslimischen Persönlichkeit. Zu den schwer-
wiegendsten Vorfällen zählt aber das Massaker in der ortho-
doxen Kirche der heiligen Maria von Zion in Aksum, bei dem 
Berichten zufolge 800 Menschen ihr Leben verloren.61 In Eri-
trea proklamiert das Regime unter Isaias Afewerki das „Mär-
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Demokratische  
Republik Kongo: 
Smartphones,  
Seltene Erden  
und dschihadis-
tische Gewalt
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Die Demokratische Republik Kongo verfügt über 
rund 70 % des weltweiten Kobalt-Vorkommens. Das 
Metall wird für die Produktion von Lithium-Ionen-
Akkus benötigt, die in Elektroautos und Computern 
zum Einsatz kommen. Das Kobaltabbaugebiet liegt 
im Osten des Landes.68 Auch mehr als ein Viertel des 
weltweit benötigten Tantals für Smartphones, das 
aus Coltan-Erz gewonnen wird, wird im Osten der 
Demokratischen Republik Kongo abgebaut.69 In die-
ser Region verüben extremistische und dschihadis-
tische Milizen die meisten Gewalttaten. 
 
In der komplexen Situation vermengen sich politi-
sche, wirtschaftliche, ethnische und religiöse Interes-
sen zu einer länderübergreifenden Kriegswirtschaft. 
Die verübten Gewalttaten nehmen Ausmaße von Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit an. Im Laufe der 
vergangenen zehn Jahre forderten die Kämpfe mehr 
als vier Millionen Menschenleben.70 

 
Die Anzahl der Terrorgruppen stieg seit 2006 von 
wenigen Dutzend auf etwa 120.71 Rebellengruppen 
wie M23 und Dschihadisten wie die Allied Democra-
tic Forces (ADF) verüben ungestraft Verbrechen an 
der Zivilbevölkerung. Allein von April bis Juni 2022 
verzeichneten die Vereinten Nationen annähernd 
1000 zivile Todesopfer. Im gesamten Jahr 2022 be-
fanden sich mehr als 700 000 Menschen auf der 
Flucht.72 Immer häufiger werden Geistliche und Ge-
betsstätten Opfer von Extremisten. 
 
Die katholische Kirche übt öffentlich Kritik und setzt 
sich für die Betroffenen ein. Im April 2021 erklärten 
die katholischen Bischöfe: „Die Terroristen nutzen 
die Schwächen der Militärkräfte aus, um ihre politi-
schen und religiösen Ziele durchzusetzen.“ Diese 
seien unter anderem „Landbesetzung, illegale Aus-
beutung von Naturressourcen, unberechtigte Berei-
cherung und Islamisierung der Region unter 
Missachtung der Religionsfreiheit“.73 
Schätzungen zufolge wird der weltweite Bedarf an 
Kobalt für technische Anwendungen bis 2025 um 
60 % steigen.74 Die Anschläge und die dschihadis-
tische Gewalt in der Demokratischen Republik 
Kongo werden in absehbarer Zeit wohl nicht nach-
lassen.

Ein kongolesischer Minenarbeiter beim 
Coltanabbau in der Nähe des Dorfes 
Nzibira, Demokratische Republik 
Kongo. Das seltene Metallerz wird für 
die Produktion von elektronischen 
Massenkonsumgütern benötigt.
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China

Indien

Bangladesch

Vietnam

Myanmar

Nordkorea

Thailand

Nepal

Laos

Sri Lanka

Bhutan

Kambodscha

Eltern getrennt. Auch von Zwangsabtreibungen und Sterili-
sationsprogrammen wird berichtet.78 Ferner droht China 
weiterhin mit einer Invasion Taiwans. Als Reaktion auf den 
Besuch der Sprecherin des Repräsentantenhauses der USA, 
Nancy Pelosi, in Taiwan feuerte China im August 2022 meh-
rere Raketen in Richtung der Insel ab. Sollte es zu einer In-
vasion kommen, müssen die taiwanesischen Christen mit 
Repressionen rechnen. 
 
Indien hat wie China eine Bevölkerung von 1,4 Milliarden 
Menschen und ist die größte Demokratie der Welt. Die hin-
duistisch-nationalistische Partei Bharatiya Janata Party 
(BJP) hat die Regierungsmehrheit und tritt dafür ein, dass 
die nationale und kulturelle Identität Indiens im Wesentli-
chen hinduistisch geprägt sein soll. Die Rechte der religiö-
sen Minderheiten, vor allem der Christen und Muslime, 
werden massiv ausgehöhlt. Insbesondere Bekehrungen und 
das Schlachten von Rindern sind große Konfliktpunkte.79  
 
Die BJP arbeitet gezielt daran, mit der Einführung von Anti-
Konversionsgesetzen auf bundesstaatlicher Ebene die Mög-
lichkeiten des Glaubenswechsels gesetzlich einzuschränken. 
Bisher haben zwölf Bundesstaaten entsprechende Gesetze 
erlassen. Im September 2022 verabschiedete die Regierung 
des südlichen Bundesstaates Karnataka ein Anti-Konver-

In einigen Ländern des asiatischen Festlands kommt es zu 
den weltweit schwerwiegendsten Eingriffen in die Religi-
onsfreiheit. Innerhalb der Weltregion sind China, Indien, 
Nepal, Nordkorea, Vietnam und Myanmar die Staaten, in 
denen die Einwohner im Berichtszeitraum am stärksten von 
Einschränkungen ihres Rechts auf Religionsfreiheit betrof-
fen waren. 
 
Die 1,4 Milliarden Einwohner Chinas leiden seit der Kultur-
revolution unter einer massiven Beschränkung ihrer Religi-
onsfreiheit. Die Kommunistische Partei Chinas strebt eine 
„Sinisierung“ der Religionen an und verlangt, dass sie sich 
der Ideologie, den Grundsätzen und der Lehre der Partei un-
terordnen. Der Staat überwacht seine Bürger mittels mo-
dernster Technologien, die immer raffinierter werden. 
Hierzu zählen etwa rund 540 Millionen Überwachungs-
kameras im ganzen Land77, von denen viele über Gesichts-
erkennungsfunktionen verfügen.  
 
Alle Glaubensgemeinschaften berichten von zunehmendem 
Druck, wobei die muslimischen Uiguren nach wie vor unter 
massiver Verfolgung leiden. Sie werden aufgrund ihres 
Glaubens festgenommen. Schätzungen zufolge befinden 
sich mindestens eine Million Uiguren in Internierungs-
lagern, und 880 000 muslimische Kinder wurden von ihren 
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der ethnisch-religiöser Nationalismus, islamistischer Extre-
mismus und eine eskalierende Verfolgung von religiösen 
Minderheiten haben zur Folge, dass sich die Lage der Reli-
gionsfreiheit in der Region weiter verschlechtert.

sionsgesetz.80 Der Bundesstaat Uttarakhand81 verschärfte im 
November 2022 die gesetzlichen Vorschriften und führte für 
Zwangskonversionen eine Freiheitsstrafe von bis zu zehn 
Jahren ein.  
 
Das repressive Vorgehen des indischen Staates gegen reli-
giöse Minderheiten nahm sich der mehrheitlich hinduisti-
sche Nachbarstaat Nepal zum Vorbild. Dort wurden die 
Verfassung und das Strafrecht dahingehend abgeändert, 
dass sie das Missionieren verbieten und nicht hinduistische 
Glaubensgemeinschaften und Organisationen benachtei-
ligen.82 Sorge bereitet der Aufstieg der hinduistisch-natio-
nalistischen Rastriya Prajatantra Party (RPP), die Nepal 
wieder zu einem hinduistischen Staat machen will.83 Die 
Daten aus Indien, Nepal und anderen Ländern Festland-Asi-
ens zeigen, dass der ethnisch-religiöse Nationalismus in der 
Region immer weiter um sich greift. 
 
Auch die autoritären Regierungen in Nordkorea, Vietnam 
und Laos unterdrücken die Religionsfreiheit mit brutalen 
Methoden. Nordkorea gilt als das isolierteste Land der Welt. 
Die Menschenrechtslage ist katastrophal, und Glaubens-
gemeinschaften leiden unter „massiver Verfolgung“.84 Das 
nordkoreanische Songbun-System teilt die Bürger je nach 
Regimetreue in Klassen ein. Gläubige werden automatisch 
als „feindselig“ eingestuft und sind „erheblichen Repressio-
nen ausgesetzt“.85 In Vietnam leiden die Christen aus den 
Ethnien der Hmong und Montagnards unter systematischer 
Diskriminierung und Verfolgung. In Laos werden Christen 
von Mobs angegriffen und von den Behörden unter Drohun-
gen aufgefordert, ihren Glauben abzulegen. 
 
Zu den mehrheitlich buddhistischen Ländern in Festland-
Asien zählen unter anderem Myanmar, Sri Lanka und Thai-
land. Dem Militärputsch vom 1. Februar 2021 in Myanmar 
folgte eine Zeit der massiven Unterdrückung der Menschen-
rechte, auch des Rechts auf Religionsfreiheit. Seit Beginn 
des Putsches wurden mindestens 132 Kirchen und religiöse 
Gebäude zerstört.86 Darüber hinaus war eine beträchtliche 
Zunahme der Hetze und Gewalt gegen Muslime zu verzeich-
nen. Der Völkermord an den Rohingya dauert an. Sri Lanka 
verfiel infolge schwerer politischer und wirtschaftlicher Kri-
sen in ein Chaos, das eine steigende Zahl buddhistisch-na-
tionalistischer Organisationen für sich ausnutzen. Diese 
Gruppen betrachten alle Nichtbuddhisten unabhängig von 
ihrer ethnischen Zugehörigkeit oder ihrem Glauben als eine 
existenzielle Bedrohung. Die muslimischen und hinduisti-
schen Minderheiten reagieren darauf mit Extremismus.87 
Thailand sieht sich weiterhin mit Konflikten in den südli-
chen Grenzprovinzen konfrontiert, die vor allem von der is-
lamischen Separatistenbewegung Barisan Revolusi Nasional 
(BRN) angefeuert werden. Es kam zu mehreren Anschlägen; 
obwohl schon mehrfach Waffenruhen vereinbart wurden, 
stehen ein endgültiger Waffenstillstand und Friedensver-
handlungen noch aus. 
 
Die jüngsten Entwicklungen und die Fortdauer bestehender 
Konflikte verdeutlichen die instabile Lage in Festland-Asien 
und das Ausmaß der Verfolgung religiöser Minderheiten. 
Vor allem eine autoritäre Regierungsführung, ein erstarken-

Menschenmassen  
versammeln sich für  
das religiöse Fest  
Kumbh Mela an der  
Shastri-Brücke in  
Prayagraj, Indien, 2019.

22  |  KIRCHE IN NOT



F A L L S T U D I E  
 

Indien:  
Gesetzliche  
Einflussnahme  
auf die religiöse  
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In Indien mit seinen mehr als 1,4 Milliarden Einwoh-
nern breitet sich der religiöse Nationalismus immer 
weiter aus. So vertritt die regierende Partei, die hin-
duistisch-nationalistische Bharatiya Janata Party 
(BJP), die Auffassung, dass die indische Kultur und 
Identität im Hinduismus verwurzelt sind. Befürch-
tungen, dass nicht hinduistische Glaubensgemein-
schaften (insbesondere der Islam) schnell wachsen 
könnten,75 führen dazu, dass vor allem Christen und 
Muslime systematisch diskriminiert und in vielen 
Fällen ihrer grundlegenden bürgerlichen Freiheiten 
beraubt werden. 
 
Hinduistisch-nationalistische Organisationen wie 
Rashtriya Swayamsevak Sangh (RSS) propagieren 
die Einführung von Anti-Konversionsgesetzen und 
Programmen zur „Wiederbekehrung“ zum Hindu-
ismus (Ghar Wapsi). Obwohl Ghar-Wapsi-Initiativen 
auch auf Christen abzielen, sind sie in erster Linie 
gegen muslimische Männer gerichtet, die angeb-
lich gezielt Hindufrauen heiraten und sie zum Glau-
benswechsel verführen, damit der Islam im Land 
weiterwächst, was von den Nationalisten als „Lie-
bes-Dschihad“ bezeichnet wird. RSS und andere 
Organisationen halten Ghar-Wapsi-Zeremonien 
vorrangig für die unteren Kasten (Dalit) ab, denen 
sie finanzielle Anreize für die Rückkehr zum Hindu-
ismus bieten. 
 
Zugleich werden in vielen indischen Bundesstaaten 
Anti-Konversionsgesetze oder Gesetze zum „Schutz 
der Religionsfreiheit“ eingeführt, die oft als Vor-
wand für die Verfolgung von Gläubigen dienen. 
Muslime oder Christen, die beschuldigt werden, an-
dere zu bekehren, müssen mit einer Gefängnisstrafe 
von bis zu zehn Jahren rechnen und bekommen die 
brutale Gewalt lokaler Wächter zu spüren. Zwölf in-
dische Bundesstaaten haben bereits ein solches Ge-
setz eingeführt oder ziehen eine Einführung in 
Betracht. 
 
Die Wiederbekehrungsinitiativen und Anti-Konver-
sionsgesetze heizen die antimuslimische Stimmung 
weiter an, die mit dem 2019 verabschiedeten Citi-
zenship Amendment Act (CAA; Gesetz zur Änderung 
des Staatsbürgerschaftsrechts) aufgekommen war, 
und öffnen der Verletzung von grundlegenden Men-
schenrechten Tür und Tor. Die US-Kommission für 
Internationale Religionsfreiheit (USCIRF) hält die 
jüngsten Entwicklungen für verfassungswidrig und 
empfiehlt, Indien in die Liste der Länder aufzuneh-
men, in denen die Religionsfreiheit besonders ge-
fährdet ist.76
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hauptsächlich im Süden Asiens praktiziert, unter anderem 
in Sri Lanka, Kambodscha, Laos, Myanmar und Thailand.  
 
Der Mahayana-Buddhismus (Großes Fahrzeug oder Großer 
Weg) richtet den Blick vor allem nach innen und basiert auf 
einer Philosophie der Intuition. Mahayana wird vor allem in 
Tibet, Nepal, China, Korea und Japan praktiziert.89 

 
In Sri Lanka wird der Theravada-Buddhismus von der sin-
ghalesischen Mehrheit praktiziert. Die wichtigsten heiligen 
Texte sollen erstmals in Sri Lanka niedergeschrieben wor-
den sein. Buddha selbst soll die Insel dazu bestimmt 
haben, den Buddhismus zu bewahren und zu verbreiten. 
Während die Anhänger der Religion überwiegend auf das 
Wohl ihrer Mitmenschen bedacht sind und in Krisenzeiten 
wichtige Aufgaben übernehmen, nehmen radikale Grup-
pen, die die Vorherrschaft des Buddhismus propagieren, 

Der Buddhismus, eine der ältesten Religionen der Welt, hat 
rund 400 Millionen Anhänger. Er entstand zwischen dem  
6. und 4. Jahrhundert vor Christus in Indien aus der Lehre 
Siddharta Gautamas (Buddha) und verbreitete sich zu-
nächst auf dem asiatischen Festland. Heute ist der 
Buddhismus in drei Ländern vorherrschend: in Sri Lanka, 
Myanmar und China. 
 
Die buddhistische Lehre basiert auf den „drei Juwelen“: 
Buddha (dem Lehrer), Dharma (der Lehre) und Sangha (der 
Gemeinschaft).88 Nach dem Tod des Gründers spaltete sich 
der Buddhismus in die zwei Hauptrichtungen Theravada 
und Mahayana. Der Theravada-Buddhismus (Lehre der Äl-
teren) ist die konservativere der beiden Richtungen und 
richtet den Fokus auf die Kultivierung eines ethischen Ver-
haltens, auf Meditation und Einsicht, indem er eine stren-
gere Einhaltung von Regeln verlangt. Theravada wird 

H I N T E R G R U N D I N F O R M AT I O N  
 

Gibt es nur einen Buddhismus?
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In Myanmar ist es üblich, dass jeder Junge für mindestens eine Woche als Novize in ein 
buddhistisches Kloster geht, manche bleiben viele Jahre. Im Alter von 20 oder 21 Jahren 
kann der Novize frei entscheiden, ob er Mönch werden will.
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 hierfür ist der Völkermord an den muslimischen Rohingya 
(siehe Länderbericht Myanmar). 
 
Die größte Gemeinschaft von Buddhisten weltweit gibt es 
in China. Der chinesische Buddhismus enthält Elemente des 
Mahayana-Buddhismus und des Daoismus, einer traditio-
nellen chinesischen Religion. Alle Glaubensrichtungen in 
China sehen sich gesellschaftspolitischen Veränderungen 
ausgesetzt. Die Kommunistische Partei Chinas strebt eine 
„Sinisierung“ der Religionen an, die sich an die sozialisti-
sche Gesellschaft anpassen sollen. Das bekannteste Beispiel 
hierfür ist die jahrzehntelange Unterdrückung des tibeti-
schen Buddhismus. In jüngster Zeit werden aber auch alle 
anderen buddhistischen Institutionen in China unter Druck 
gesetzt, damit sie die Ideologie der Kommunistischen Partei 
in ihre Glaubenslehre und ihre religiöse Praxis integrieren.94 

 
In den liberalen Demokratien des Westens wird der 
Buddhismus vielfältig interpretiert und an die spirituellen 
Bedürfnisse moderner Lebensstile angepasst. Viele ver-
mischen den Buddhismus mit anderen Religionen und 
sehen in ihm eine Glaubensrichtung, die vielfältige Interpre-
tationsmöglichkeiten zulässt. Andere lehnen ein auf Ängs-
ten beruhendes Gottesbild ab oder empfinden die 
Vorstellung von einem Gott als einengend. An die Stelle der 
Gottesvorstellung der theistischen Religionen tritt für sie 
das Konzept des Nirwana.95 Shravasti Dhammika schreibt 
auf der Plattform Buddha Dharma Education Association: 
„Wir glauben nicht an Gott, weil wir an die Menschheit glau-
ben. Wir glauben, dass jeder Mensch wertvoll und bedeu-
tend ist, dass jeder Mensch das Potenzial hat, zu einem 
Buddha zu reifen, das heißt Vollkommenheit zu erlangen.96

tragischerweise zunehmend Einfluss auf die Politik.90 Hass 
und Hetze im Internet provozierten gewaltsame Angriffe 
auf Christen und Muslime, die von singhalesisch-buddhis-
tischen Nationalisten als Bedrohung gesehen werden. 
Christen haben Schwierigkeiten, Gebets- und Kultstätten 
registrieren zu lassen. Mehrere Kirchen wurden bereits 
zwangsweise geschlossen. Die Anschlagsserie am Oster-
sonntag 2019 schürte in Sri Lanka die antimuslimische 
Stimmung unter buddhistischen Extremisten und heizte 
vor allem in den sozialen Medien den Hass weiter an. Mus-
lime werden seither noch stärker diskriminiert, und es kam 
zu Racheanschlägen auf Wohnhäuser, Geschäfte und Mo-
scheen (siehe Länderbericht Sri Lanka). 
 
Auch die Einwohner von Myanmar praktizieren mehrheit-
lich den Theravada-Buddhismus. Buddhistische Mönche 
haben für Nationalisten bis heute eine große Symbolkraft, 
weil sie sich einst dem Kolonialismus widersetzt haben. Die 
buddhistische Religion gilt als ein unerlässlicher Bestand-
teil der Nation.91 Mit der aus Myanmar stammenden Vipas-
sana-Meditation, die vor allem von Laien praktiziert wird, 
wurde der Buddhismus auf der ganzen Welt verbreitet und 
beeinflusst.92 

 
Trotz der Friedfertigkeit des Buddhismus und der traditio-
nell guten interreligiösen Beziehungen zwischen den 
 Glaubensgemeinschaften haben sich die Bedingungen  
für die Christen und Muslime in Myanmar drastisch 
 verschlechtert. Das Militär verfolgt eine extrem buddhis-
tisch-nationalistische Agenda,93 die nicht buddhistische 
Glaubensgemeinschaften ablehnt, und geht scharf gegen 
religiöse Minderheiten vor. Das eklatanteste Beispiel 
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Brunei

ist, dass im Jahr 2021 ein hohes Gericht des Landes ein Ur-
teil aufgehoben hat, das es Nichtmuslimen untersagt hatte, 
das Wort „Allah“ zu verwenden. Das Urteil wurde für verfas-
sungswidrig erklärt. Rohingya-Flüchtlinge stoßen in Malay-
sia oft auf Feindseligkeit. Während der Covid-19-Pandemie 
wurden ihnen beispielsweise Hilfsleistungen vorenthalten. 
 
Im kleinen Staat Malediven ist der sunnitische Islam Staats-
religion. Die offiziellen Angaben, dass die Bevölkerung zu 
100 % muslimischen Glaubens ist, gehen auf die Tatsache 
zurück, dass die maledivische Staatsbürgerschaft nur An-
hängern des sunnitischen Islams gewährt wird. Die im Land 
lebenden Nichtmuslime, die etwa 25  % der Bevölkerung 
ausmachen, haben keine Möglichkeit, die Staatsbürger-
schaft zu erlangen. Die Malediven sind nach wie vor ein be-
rüchtigtes Rekrutierungsgebiet für Terroristen. Hass- und 
Gewalttaten nahmen in den vergangenen Jahren zu. Unter 
anderem gab es mehrere Anschlagsversuche auf Politiker 
und auf Schulen. Ein Vorfall im Juni 2022 machte internatio-
nale Schlagzeilen: Islamistische Fundamentalisten störten 
die Feier des Weltyogatags, indem sie mit Flaggen und Pla-
katen den Veranstaltungsort stürmten, das Praktizieren von 
Yoga verurteilten und auf Arabisch „Gott ist groß“ riefen. 
 
In Indonesien, der größten muslimischen Nation der Welt, 
wird das Leben für religiöse Minderheiten immer schwieri-
ger. Die US-Kommission für internationale Religionsfreiheit 
setzte das Land auf die Beobachtungsliste. Immer mehr 

Zur Region Maritimes Asien werden die Malaiische Halb-
insel, der Malaiische Archipel, Australien, Neuseeland und 
die zahlreichen kleinen Inselstaaten im indopazifischen 
Raum gezählt. Religiöse Verfolgung, vor allem in Form des 
Islamismus, ist weiterhin eine wesentliche Ursache von 
Konflikten und Instabilität in der Region. 
 
Die Malediven und Malaysia sind nach wie vor die am 
schwersten betroffenen Länder. In Malaysia ist das Recht 
auf Religionsfreiheit in der Verfassung verankert. Im Wider-
spruch dazu gewähren die Verfassung und die Gesetze des 
Landes dem sunnitischen Islam Privilegien und beschnei-
den die Rechte religiöser Minderheiten. Den ethnischen Ma-
laien, die annähernd 70 % der Bevölkerung ausmachen, ist 
es untersagt, den Glauben zu wechseln. Den Nichtmalaien 
(vorwiegend chinesischer oder indischer Herkunft) steht es 
dagegen frei, einen anderen Glauben anzunehmen. Religiö-
sen Minderheiten begegnen Politik und Gesellschaft mit 
großer Intoleranz. Die Verfolgung von Christen entwickelte 
zuletzt eine neue Dynamik, als ein christenfeindliches Buch 
mit dem Titel „Pendedahan Agenda Kristian“ (Aufdeckung 
der christlichen Agenda) verbreitet wurde. Im Bundesstaat 
Sabah sollen Berichten zufolge Behörden willkürlich die Re-
ligionszugehörigkeit von Christen ändern und sie als Mus-
lime eintragen. Aus dem mehrheitlich christlichen 
Bundesstaat Sarawak wird gemeldet, dass kleinere Kirchen 
dort erhebliche Schwierigkeiten bei der Registrierung und 
der staatlichen Anerkennung haben. Eine positive Nachricht 
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Viele Nationen der Region Maritimes Asien sind freiheitlich 
und friedlich geprägt. Dies gilt unter anderen für die großen 
Staaten Australien und Neuseeland, für die mehrheitlich 
christlichen Länder Papua-Neuguinea und Timor-Leste 
sowie für die pazifischen Mikrostaaten Vanuatu, Samoa, 
 Kiribati, Tonga, Mikronesien, die Marshallinseln, Palau, 
 Tuvalu, Nauru, Fidschi und die Salomonen. Doch auch in 
diesen Ländern kommt es in Einzelfällen zu Beeinträchti-
gungen für religiöse Minderheiten, zum Beispiel wenn es 
Muslimen nicht ermöglicht wird, Eheschließungen und 
 Geburten registrieren zu lassen.  
 
Kleinere Pazifikstaaten geraten aufgrund ihrer Lage immer 
stärker in das geopolitische Tauziehen zwischen China auf 
der einen und den Vereinigten Staaten und Australien auf 
der anderen Seite. Australien bringt nach wie vor einen Teil 
der Asylsuchenden in Lagern des Inselstaates Nauru unter. 
Menschenrechtsorganisationen sowie die katholischen Bi-
schöfe von Papua-Neuguinea und von den Salomonen 
sehen in diesem Vorgehen einen Verstoß gegen die Men-
schenrechte.

Bürger werden wegen Verstößen gegen das Blasphemiege-
setz verurteilt, wobei Christen offenbar härter bestraft wer-
den als Muslime. Positiv zu bewerten ist, dass die Regierung 
einige Maßnahmen zum Schutz religiöser Minderheiten ge-
troffen hat. Im Dezember 2022 nahm Präsident Joko Wi-
dodo als erstes indonesisches Staatsoberhaupt an einem 
christlichen Weihnachtsgottesdienst teil, und im Januar 
2023 erklärte er, dass in Bezug auf die Religions- und Kul-
tusfreiheit alle religiösen Gruppen dieselben Rechte hätten. 
 
Auf den mehrheitlich katholischen Philippinen verübt die 
islamistische Terrorgruppe Abu Sayyaf immer wieder An-
schläge. 2022 legte sie unter anderem auf dem Gelände von 
zwei katholischen Kirchen in der Stadt Jolo selbst gebaute 
Sprengsätze. 
 
Im Kleinstaat Brunei Darussalam, in dem 2019 ein Scharia-
Strafgesetz in Kraft trat, sprachen sich die Imame des 
 Landes für eine bessere Würdigung der Verdienste der 
 bruneiischen Frauen aus und ermutigten sie, außerhalb  
des Haushalts einer Arbeit nachzugehen. 
 

Religiöse Minderheiten werden  
zunehmend unterdrückt durch

Massen -
überwachung

Anti-Konver-
sionsgesetze

finanzielle 
 Einschränkungen

terroristische 
 Anschläge

Angriffe auf ihr 
kulturelles Erbe

Manipulation von 
Melde registern

Wahl -
manipulationen
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Im Februar 2021 löste der ägyptische Präsident Abdel Fattah 
al-Sisi eine kontroverse Debatte aus, als er die Schulbehör-
den anwies, aus allen Schulbüchern die Koranverse zu ent-
fernen, mit Ausnahme der Schulbücher für islamische 
Religion.97 Bis dahin waren Passagen aus dem Koran und 
Aussprüche des Propheten Mohammed in den Lehrbüchern 
aller Schulfächer zu finden. Kritiker dieser islamischen Bil-
dungspolitik hatten schon lange auf die Diskriminierung 
von nicht muslimischen bzw. nicht sunnitischen Schulkin-
dern hingewiesen, die gezwungen wurden, islamische Verse 
zu lernen und zu rezitieren, obwohl die Verfassung Ägyptens 
ihnen das Recht auf Religionsfreiheit gewährt. Anstatt den 
Grundsatz der Gleichheit aller Bürger zu vermitteln, stellten 
diese Texte den Islam als „einzige Quelle von Tugenden und 
Werten“98 dar und implizierten damit, dass andere Religio-
nen diese Werte nicht teilen.  
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Schulbücher und die  
Zukunft der Religionsfreiheit  
 
Von Dr. Eva Saenz-Diez
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Anders als Ägypten verfolgt Pakistan weiter eine Politik der 
islamischen Schulbildung. Im August 2021 führte die Regie-
rung einen einheitlichen nationalen Lehrplan (SNC) für 
Grundschulen und damit faktisch eine Pflicht zum Religi-
onsunterricht ein, denn die standardisierten Lehrinhalte 
sind stark auf den Islam konzentriert.99 Der SNC wurde von 
Bildungsexperten und Menschenrechtsaktivisten heftig kri-
tisiert, weil er nicht inklusiv ist, pädagogische Schwächen 
aufweist, islamisch-religiöse Inhalte überbetont100 und 
damit schon in der Grundschule die Diskriminierung und 
Ablehnung von Angehörigen religiöser Minderheiten för-
dert. In seinem Buch Quality Education vs. Fanatic Literacy 
kommt der Autor Peter Jacob zu dem Fazit, dass die Intole-
ranz gegenüber Andersgläubigen das einzig denkbare Er-
gebnis der pakistanischen Bildungspolitik sei. Der 
Ausschluss und die Herabwürdigung einzelner Gruppen be-
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Laut UNICEF erhalten in den nordöstlichen und 
nordwestlichen Bundesstaaten Nigerias etwa 
30 % der muslimischen Kinder Koranunterricht, 
in dem aber nicht die Grundfertigkeiten Lesen, 
Schreiben und Rechnen vermittelt werden.111

günstigt seiner Meinung nach die Ausbreitung von Macht-
missbrauch,101 was zu einer übermäßigen Betonung der Un-
terschiede102 und mitunter auch zu Gewalt führt.103 

 
Der Islam ist in Indien die am stärksten wachsende Glau-
bensgemeinschaft. Dort leben etwa so viele Muslime wie in 
Pakistan. In jüngster Zeit breitet sich in Indien ein hinduis-
tischer Nationalismus aus, der sich auch in den Lehr-
büchern widerspiegelt.104 Im Juni 2022 ließ die von der 
Bharatiya Janata Party (BJP) geführte Regierung wichtige 
Passagen aus Sozialkunde- und Geschichtsbüchern entfer-
nen. Unter anderem wurden aus den Geschichtsbüchern für 
die 12. Klasse Hinweise auf die Einflüsse des mittelalter-
lichen muslimischen Mogulreichs entfernt. Der indische 
Wissenschaftler Irfan Habib105 verwies auf die historische 
Tatsache, dass die Identität Indiens seit Jahrhunderten von 
verschiedenen Ethnien, Religionen und Kulturen geprägt 
ist.106 Doch Hindutva-Ideologen hätten einfach festgelegt, 
wer indisch ist und wer nicht. Es sei ihre Version der Ge-
schichte, die an den Schulen gelehrt wird. Die kommenden 
Generationen würden aus ihren Lehrbüchern daher nichts 
über diese „Anderen“ erfahren.107 

 
Auch Saudi-Arabien hat umfangreiche Änderungen an Lehr-
büchern und Lehrplänen vorgenommen. Der Staat ließ 
kürzlich aus den Lehrbüchern Hadithe (islamische Überlie-
ferungen) entfernen, die Ungläubige herabwürdigen,108 auf 
den Dschihad Bezug nehmen109 und die Apostasie als todes-
würdige Straftat darstellen.110 Die in Jordanien und Marokko 
durchgeführten Lehrplanreformen werden von Beobach-
tern als reine Kosmetik betrachtet.
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Franziskus als erstes Oberhaupt der katholischen Kirche 
den Irak. Er wurde von der Führungsspitze des Staates be-
grüßt und traf sich zu einem interreligiösen Austausch mit 
dem schiitischen Großajatollah Sayyid Ali al-Husayni al-Sis-
tani.112 Im selben Monat erklärte der damalige Premier-
minister Mustafa al-Kadhimi den 6. März zum „Nationalen 
Tag der Toleranz und des friedlichen Zusammenlebens“.113 
 
In den Vereinigten Arabischen Emiraten waren beispiels-
weise die Eröffnung eines Hindu-Tempels oder die Grün-
dung der Association of Gulf Jewish Communities 
(Vereinigung jüdischer Gemeinschaften in den Golfstaaten) 
mit Sitz in Dubai ermutigende Zeichen. In Nordafrika gab es 
nur vereinzelt Schritte dieser Art. Hier blieben die meisten 
Länder ihrer restriktiven Haltung gegenüber der Ausübung 
nicht islamischer Religionen treu. Aus Ägypten kamen in 
jüngster Zeit indessen positive Signale, wie die Förderung 
der nationalen Einheit von Muslimen und Christen,114 des 
interreligiösen Dialogs und der Toleranz.115 Darüber hinaus 
traf das Land Maßnahmen zum Erhalt der religiösen Stätten 
und legalisierte mehrere hundert Kirchen. Doch die in der 
Gesellschaft tief verwurzelte Intoleranz und die institutio-
nalisierte Diskriminierung von Nichtmuslimen oder als „ab-
trünnig“ geltenden Muslimen sind nach wie vor ein 
schwerwiegendes Problem. 
 
In Pakistan versprach Premierminister Imran Khan (bis 
April 2022 im Amt) zwar ein „neues Pakistan“ (Naya Pakis-
tan), in dem die „bürgerlichen, sozialen und religiösen 

Obgleich in dieser Region gegenüber dem vorigen Berichts-
zeitraum einige positive Entwicklungen zu verzeichnen 
waren, gibt es im Nahen Osten und Nordafrika kein einziges 
mehrheitlich muslimisches Land, in dem die Religionsfrei-
heit im vollen Umfang gewährleistet ist. Die pandemiebe-
dingten Kontaktbeschränkungen und die anhaltende 
politisch instabile Lage in einigen Staaten führten zu mas-
siven Einschränkungen der Menschenrechte. In den meisten 
Ländern, in denen der Islam Staatsreligion ist, wird Anders-
gläubigen allenfalls das Recht auf freie Ausübung ihres 
Glaubens, nicht aber eine vollumfängliche Religionsfreiheit 
zugestanden. Im Berichtszeitraum ließen sich mehrere 
grundlegende Trends erkennen, die allerdings nicht für alle 
Länder in der Weltregion gelten. 
 
Staatliche Gesten gegenüber religiösen Minderheiten 
 
Eine umfassende Religionsfreiheit ist in keinem Land dieser 
Region gewährleistet. Gleichwohl zeigten sich einige mehr-
heitlich muslimische Staaten mehr als andere bereit, die re-
ligiöse Vielfalt als einen notwendigen Bestandteil der 
Gesellschaft anzuerkennen. Die irakische Regierung ging 
zum Beispiel auf die im Land lebenden Christen und Jesi-
den zu. So beschloss das irakische Parlament im Dezember 
2020 einstimmig, Weihnachten als nationalen Feiertag an-
zuerkennen. 2021 verabschiedete es das „Gesetz für die 
überlebenden Jesiden“, das einen wichtigen Schritt zur An-
erkennung des Unrechts darstellt, das die Terrormiliz IS die-
ser Minderheit angetan hat. Im März 2021 besuchte Papst 
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Auch im Iran ist diese Entwicklung wahrnehmbar. In einer 
Studie aus dem Jahr 2020 gaben 47 % der befragten Iraner 
an, „nicht mehr religiös“ zu sein.121  Die Umfrage ergab auch, 
dass sich im Gegensatz zu den offiziellen staatlichen Zahlen 
nur 32 % der Iraner als schiitische Muslime identifizieren. 
Als es im Spätsommer 2022 im gesamten Land zu Demons-
trationen kam, wurde deutlich, dass die demokratische 
Basis des schiitischen Systems zu bröckeln begann. Aus-
gelöst wurden die Proteste durch den Tod einer 22-jährigen 
Frau, die festgenommen wurde, weil sie den Hidschab an-
geblich nicht vorschriftsmäßig getragen hatte und im Ge-
wahrsam der Religionspolizei starb. Die Demonstranten 
forderten keine Reform des gegenwärtigen politischen Sys-
tems, sondern dessen vollständige Abschaffung. Das ira-
nische Regime konnte die Demonstrationen trotz des 
Einsatzes von Gewalt noch nicht eindämmen. 
 
Spannungen im Heiligen Land erreichen bedrohliche 
Ausmaße 
 
Die seit 2021 erneut aufgeflammten Spannungen in Israel 
und den Palästinensischen Gebieten haben sich einmal 
mehr zu einer Spirale von Gewalt und Gegengewalt ent-
wickelt. Das Recht Israels auf Selbstverteidigung gegen is-
lamistische Terrorgruppen wie die Hamas ist unbestritten. 
Einige Gegenschläge des Staates wurden aber zuletzt von 
führenden Vertretern der katholischen Kirche als unverhält-
nismäßig kritisiert.122 Darüber hinaus ist zu beobachten, 
dass der soziale Zusammenhalt zwischen radikalen ortho-
doxen und säkularen Juden weiter bröckelt. 
 
2021 nahmen die Auseinandersetzungen zwischen Juden 
und Muslimen in einigen Städten Israels wieder bürgerkriegs-
ähnliche Ausmaße an. Zugleich verschlechterte sich auch 
das Verhältnis zwischen Juden und Christen erheblich. Mit 
beispielloser Schärfe warnten christliche Geistliche davor, 
dass extremistische Juden die Christen aus dem Heiligen 
Land vertreiben könnten.123 Die damalige israelische Regie-
rung wies die Anschuldigungen zurück. Die neue Regierung 
unter der Führung Benjamin Netanjahus besetzte die für die 
jüdische Identität Israel entscheidenden Regierungsposten 
mit radikalen und antipluralistischen Politikern.124 Daher sind 
die Aussichten gering, dass es in absehbarer Zeit zu einer Ent-
spannung des Verhältnisses zwischen den Glaubensrichtun-
gen kommt. Diese Auseinandersetzungen bremsen auch die 
diplomatischen Bemühungen zur Normalisierung der Bezie-
hungen zwischen Israel und den mehrheitlich muslimischen 
Ländern der Region, die 2020 mit der Unterzeichnung des so-
genannten Abraham-Abkommens eingeleitet wurden.  
 
Verschlechterung der sozioökonomischen Lebensbedin-
gungen 
 
Das Überleben religiöser Minderheiten hängt im hohen 
Maße von der Gesetzeslage und der Anwendung der gelten-
den Gesetze ab. Aber auch die sozioökonomischen Lebens-
bedingungen sind dafür von entscheidender Bedeutung. 
Diese haben sich vielfach in der Region verschlechtert oder 
zumindest nicht verbessert. Ein Beispiel dafür ist Libanon. 
Nach Angaben der Weltbank befindet sich Libanon in einer 

Rechte von Minderheiten“116 garantiert werden, aber diese 
werden in nach wie vor massiv diskriminiert. Dies zeigt sich 
unter anderem darin, dass öffentliche Stellenausschreibun-
gen für Reinigungskräfte, Straßenkehrer und Kanalreiniger 
den Hinweis „reserviert für Nichtmuslime“ enthalten117 und 
dass christliche und hinduistische Gemeinden bei Hoch-
wasserschutzmaßnahmen außen vor bleiben.118 

 
Die systematische Verfolgung von religiösen Minderheiten 
ist in Pakistan nach wie vor ein gravierendes Problem, das 
im Berichtszeitraum noch weiter zunahm. Christliche und 
hinduistische Mädchen werden entführt, zwangsverheiratet 
und sexuell versklavt – unter dem Vorwand, sie zum Islam 
zu bekehren. Blasphemiegesetze beschneiden die Rechte 
von Hindus, Christen und Muslimen (die Mehrheit der 
wegen Blasphemie verurteilten Personen sind Schiiten). Ex-
tremisten verüben Selbstjustiz an Personen, die der Blas-
phemie beschuldigt werden. Eine zunehmend auf den Islam 
konzentrierte Schulbildung, gefördert durch den einheitli-
chen nationalen Lehrplan (Single National Curriculum), be-
feuert die Diskriminierung und Ablehnung von Angehörigen 
religiöser Minderheiten. 
 
Wiederaufflammen des islamistischen Terrors 
 
Der islamistische Terror hatte in der Zeit vor dem aktuellen 
Berichtszeitraum seinen Höhepunkt in der Region. Nach-
dem der Islamische Staat (IS) aus den besetzten Gebieten 
zurückgedrängt worden war, verhielt er sich mehr oder we-
niger ruhig. Inzwischen bekennt sich die Terrororganisation 
wieder häufiger zu Anschlägen im Irak und in Syrien. Seit 
2020 verüben radikale Islamisten zum Beispiel vermehrt An-
schläge in den mehrheitlich schiitischen Gebieten des Irak. 
Aber die Terrorgruppe ist längst nicht mehr so schlagkräftig 
wie in der Zeit nach 2014. Viele Sympathisanten, die im IS 
einen Verfechter der Rechte der Sunniten im Irak und in Sy-
rien gesehen hatten, wandten sich nach den verübten Gräu-
eltaten von der Terrorgruppe ab. Neben dem IS treiben 
weitere Islamistengruppen ihr Unwesen, auch im Gouver-
nement Idlib im Nordwesten Syriens, das weitgehend von 
der Gruppe Haiʾat Tahrir asch-Scham und anderen be-
herrscht wird. 
 
Nach der Machtübernahme der Taliban in Afghanistan im 
August 2021 kam es im Nachbarland Pakistan wieder zu An-
schlägen. Die Gruppe Islamischer Staat der Provinz Khora-
san (IS-KP) verübte im Berichtszeitraum unzählige 
Gewalttaten an Christen, Hindus, Ahmadi und schiitischen 
Muslimen. Im März 2022 kamen bei einem Anschlag auf die 
schiitische Moschee in Peschawar im Nordwesten Pakistans 
mehr als 60 Menschen ums Leben.119 

 
Säkularisierungstendenzen 
 
Mehrere im Berichtszeitraum durchgeführte Studien deuten 
auf Säkularisierungstendenzen in der gesamten Region hin. 
Schon 2019 stellte das Meinungsforschungsnetzwerk Arab 
Barometer fest, dass immer weniger Menschen ihren Glau-
ben ausüben oder islamistischen Parteien und deren Füh-
rern vertrauen.120 
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beispiellosen Wirtschafts- und Finanzkrise.125 Das Land be-
heimatet die größte Gemeinschaft von Christen im Nahen 
Osten und ist seit Jahrhunderten ein Zentrum der christli-
chen Kultur. Außerdem ist der Libanon ein wichtiger Stand-
ort für unabhängige Medien und Wissenschaftler. Die 
gegenwärtigen wirtschaftlichen und politischen Verhält-
nisse wirken sich nicht nur auf die Christen im Libanon, son-
dern in der gesamten Region aus.  
 
Mit einer extrem hohen Inflationsrate hat auch das vom 
Krieg gebeutelte Syrien zu kämpfen. Die ohnehin schwieri-
gen Lebensbedingungen der Bevölkerung werden durch 
steigende Preise für Grundnahrungsmittel und Rationie-
rungsmaßnahmen deutlich verschärft.126 Der Irak kann 
wegen der steigenden Ölpreise mit einer besseren wirt-
schaftlichen Entwicklung rechnen.127 Dennoch verlassen 

nach wie vor durchschnittlich 20 christliche Familien pro 
Monat das Land.128 

 
Fazit 
 
Wohl auch dank der wiederholten Besuche von Papst Fran-
ziskus hat sich die Lage der Religionsfreiheit in der Region 
nicht verschlechtert. Trotz einiger positiver Entwicklungen 
besteht jedoch kein Anlass zu Optimismus. Die Situation 
bleibt prekär. Hinsichtlich der rechtlichen Rahmenbedin-
gungen für eine vollumfängliche Religionsfreiheit werden 
allenfalls minimale Fortschritte erzielt. Einige Länder ma-
chen Rückschritte beim Schutz der Menschenrechte, wie 
Pakistan seit der Machtübernahme der Taliban in Afghanis-
tan. In Afghanistan selbst und im Iran werden religiöse Min-
derheiten weiterhin gezielt verfolgt.
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Als die Zahl der Anträge für neue Reisepässe auf 
8000 pro Tag stieg,129 stellten die libanesischen Be-
hörden am 29. April 2022 die Ausgabe der Reisedo-
kumente ein.130 In Anbetracht eines zehnmal 
höheren Antragsaufkommens als in den Vorjahren 
wurde ein knappes Jahr später auch die Online-
Plattform, über die Reisepässe beantragt oder ver-
längert werden konnten, geschlossen.131 
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Die Erklärungen der Behörden, dass es schwierig 
sei, der Nachfrage gerecht zu werden, verdecken je-
doch eine weitaus größere Sorge: die Geschwindig-
keit, mit der gut ausgebildete und hochqualifizierte 
Fachkräfte das Land verlassen.132 Mindestens 77 000 
Libanesen haben 2021 ihrer Heimat den Rücken ge-
kehrt, etwa drei Viertel davon im Alter zwischen 25 
und 40 Jahren.133 

 
Der Libanon befindet sich im freien Fall. Noch 2019 
gehörten 57  % der Einwohner der Mittelschicht 
an.134 Doch seither verlor das libanesische Pfund 
mehr als 97 % an Wert.135 Die Lebensmittelpreise 
stiegen um 1700 %136, und 90 % der Bevölkerung 
leben heute in Armut.137 Die Menschen haben 
Schwierigkeiten Lebensmittel zu kaufen, den Kran-
kenhäusern fehlt es an Medikamenten und Lehrer 
haben inzwischen scharenweise das Land verlas-
sen.138 Die Ernährungs- und Landwirtschaftsorgani-
sation der Vereinten Nationen schätzt, dass sich 
2,26 Millionen Menschen – 1,46 Millionen Libanesen 
und etwa 800 000 Flüchtlinge – in einer akuten Not-
lage befinden und dringend Hilfe benötigen.139 

 
Die Gründe für die Krise sind vielfältig und komplex, 
und sie verstärken sich gegenseitig. Weltbank und 
Vereinte Nationen werfen den politischen und fi-
nanzpolitischen Verantwortlichen im Libanon vor, 
ihre Position auszunutzen und die Bevölkerung in 
die Armut zu treiben.140 Die pro-iranische schiitische 
Partei Hisbollah, einer der einflussreichsten nicht 
staatlichen Akteure im Land, beeinflusst die Innen- 
und die Außenpolitik zu ihren Gunsten.141 Überfälle 
und Mordanschläge krimineller Banden treiben die 
Kriminalitätsrate in die Höhe.  
 
Die jungen Menschen im Libanon sehen keine Zu-
kunftsperspektiven mehr für sich. Laut einer Studie 
aus dem Jahr 2021 wollen 75 % der Jugendlichen, 
überwiegend Christen, das Land verlassen.142 Chris-
ten sind seit Jahrhunderten im Libanon präsent. 
Viele von ihnen sind Fachkräfte wie Ärzte, Journa-
listen oder Juristen, die für die Gesellschaft des Lan-
des, für seine Identität und nicht zuletzt für seine 
politische und kulturelle Vielfalt unverzichtbar sind. 
 
Die Aussichten für den Libanon sind düster. Der Ex-
odus der Christen wird die Stabilität des Staates und 
vielleicht sogar seine Existenz gefährden. Damit 
würde auch die Signalwirkung des Libanon für den 
Nahen Osten verschwinden – das Signal einer de-
mokratischen Gesellschaft, in der verschiedene 
Glaubensgemeinschaften friedlich zusammen-
leben.

Graffito an der Mauer neben 
der Kathedrale St. Georg in 
Beirut, Libanon.
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der nationalen Identität und zu einem außenpolitischen 
Umdenken. Manche Länder schreiben die neuen Konzepte 
in Rechtsnormen fest. 
 
Diese Initiativen haben schwerwiegende Folgen für Bürger 
und gesellschaftliche Gruppen, deren religiöse oder mora-
lische Überzeugungen von den neuen Normen abweichen. 
Das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 
wird an den Rand gedrängt, wenn Äußerungen der religiö-
sen Überzeugungen als „Hetze“ eingestuft und bestraft wer-
den. 
 
Der Sprache kommt hier eine entscheidende Bedeutung zu, 
denn sie gibt den Rahmen für die Debatte vor. Der britische 
Schriftsteller Lewis Carroll schrieb in seinem Kinderbuch 
„Alice hinter den Spiegeln“: „,Wenn ich ein Wort verwende’, 
erwiderte Humpty Dumpty ziemlich geringschätzig, ,dann 

Artikel 18, Absatz 1 des Internationalen Pakts über bürger-
liche und politische Rechte der Vereinten Nationen143 ge-
währt das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und 
Religionsfreiheit. In Artikel 19 ist das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung verankert. In beiden Artikeln sind auch die 
Grenzen dieser Rechte abgesteckt: Sie dürfen gesetzlich nur 
so weit eingeschränkt werden, wie es zum Schutz der öf-
fentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesundheit und Sittlichkeit 
sowie zum Schutz der Grundrechte und Grundfreiheiten an-
derer erforderlich ist. Den politischen Akteuren in den ein-
zelnen Ländern kommt die Aufgabe zu, die Grenzen dieser 
Grundrechte mit Augenmaß zu definieren. 
 
In den vergangenen Jahrzehnten haben westliche Kulturen 
eine ganze Welle neuer anthropologischer Normen und 
Konzepte hervorgebracht. Viele dieser neuen Konzepte 
führten in mehreren OSZE-Staaten zu einer Neudefinition 
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bedeutet es genau, was ich es bedeuten lasse, und nichts 
anderes.’ ,Die Frage ist’, sagte Alice, ,ob man das machen 
kann, dass Wörter so viel Verschiedenes bedeuten.’ ,Die 
Frage ist’, sagte Humpty Dumpty, ,wer das Sagen hat – das 
ist alles’.“144 

 
In einem Diskurs, der zunehmend durch Gruppendenken, 
Cancel Culture und im schlimmsten Fall durch strafrecht-
liche Sanktionen mit einem Deutungsrahmen belegt ist, 
werden die Sprache und das Denken im öffentlichen Raum 
immer stärker „erzwungen“.145 In jüngster Zeit haben sich 
auch Gerichte mit dieser Frage befasst. 
 
In Kanada hat der Oberste Gerichtshof von British Columbia 
die Praxisanweisung 59 erlassen, die man wohl als Beispiel 
staatlich verordneter Identitätspolitik bezeichnen könnte.   
Sie wurde am 16. Dezember 2020 veröffentlicht und „rät 
Parteien und ihren Anwälten, dass sie bei ihrer Vorstellung 
vor Gericht ihre ‚richtigen Pronomen‘“ angeben; indem die 
Richtlinie selbst-identifizierte Geschlechtspronomen als 
„richtig“ anerkennt, erzwingt sie implizit das Festhalten an 
der Überzeugung der Geschlechtsidentität ohne Rücksicht 
auf religiöse oder Gewissensverweigerung. 
 
In Malta berät das Parlament seit Längerem über die unter 
dem Titel „Bill 96/97“ zusammengefassten Gleichstellungs-
gesetze. Die Befürworter argumentieren, die neuen Gesetze 
würden Diskriminierung verhindern und die Gleichstellung 
fördern.146 Vertreter der Glaubensgemeinschaften und zivil-
gesellschaftliche Gruppen kritisieren jedoch, die vagen For-
mulierungen der Gesetzestexte könnten dazu führen, dass 
persönliche Meinungsäußerungen als Belästigung geahn-

Graffito in Sydney, 
Australien.

det werden und dass somit das Recht auf Gewissensfreiheit 
unterdrückt wird (vgl. Länderbericht Malta).147 

 
Am 1. Januar 2021 wurden dem Repräsentantenhaus der 
USA Vorschläge zur Änderung der Geschäftsordnung zur Ab-
stimmung vorgelegt, wonach geschlechtsspezifische Formu-
lierungen in geschlechtsneutrale Formulierungen geändert 
werden sollten.148 In der Bekanntmachung erklärten die 
Sprecherin des Repräsentantenhauses, Nancy  Pelosi, und 
der Vorsitzende des Geschäftsordnungsausschusses, James 
P. McGovern, mit der Verwendung geschlechtsneutraler 
 Pronomen und der geschlechtsneutralen Bezeichnung von 
Verwandtschaftsverhältnissen beabsichtige man, allen ge-
schlechtlichen Identitäten gerecht zu werden.149 

 
Im November 2022 erklärte die britische Staatsanwalt-
schaft: „In der Bibel stehen Aussagen, die für eine moderne 
Gesellschaft nicht mehr zeitgemäß sind und als Beleidigung 
gelten, wenn man sie öffentlich zitiert.“150 Die Aussage 
wurde später zurückgenommen. 
 
Menschen, ganz gleich, ob religiös oder nicht, die nicht mit 
den neuen Normen einverstanden sind, werden geneigt 
sein, sich einer Selbstzensur zu unterziehen. Journalisten, 
Politiker und Wissenschaftler werden möglicherweise zö-
gern, heikle Themen anzusprechen, oder sie könnten die er-
zwungene Sprache pauschal übernehmen. Wer hingegen 
den Grundsätzen der Gedanken-, Gewissens- und Religions-
freiheit treu bleibt und sich frei äußert, läuft Gefahr, sank-
tioniert zu werden.151 Bestrebungen dieser Art sind zutiefst 
illiberal. 
 
Der Zustand einer Demokratie lässt sich daran ablesen, wie 
sie mit der Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit 
umgeht. Das Recht, in Wort und Tat Zeugnis abzulegen, ist 
eng mit dem Wesen religiöser Überzeugungen verbun-
den.152 Seinem Gewissen zu folgen, ist ein typisches Kenn-
zeichen einer freien Gesellschaft. Wenn der Staat der 
Gesellschaft kulturelle Werte aufzwingt und dabei diejeni-
gen an den Rand drängt, die nach ihrem Gewissen und ihren 
religiösen Überzeugungen handeln, ebnet er den Weg für 
weitere, noch schwerwiegendere Eingriffe.
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päischen Menschenrechtskonvention mehr. Dies bedeutet, 
dass sie nicht mehr der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte unterliegt.154 Laut Europa-
rat steht die vollständige Umsetzung von 2129 Urteilen und 
Beschlüssen durch Russland noch aus oder sind beim Mi-
nisterkomitee des Europarates anhängig. 155 Dennoch ist 
Russland bislang Mitglied der OSZE geblieben.  
 
Antimuslimische Hassverbrechen 
 
In vielen Teilen der Region häuften sich während des Be-
richtszeitraums Vorfälle, die als Ausdruck einer antimusli-
mischen Stimmung gelten können. Zu den Vorfällen von 
Hasskriminalität gehörten gewalttätige Angriffe auf Per-
sonen, Online-Drohungen in sozialen Medien und Angriffe 
auf Gotteshäuser. Vor allem muslimische Frauen wurden 
aufgrund ihrer Kleidung Opfer von Belästigungen, Beleidi-
gungen und Gewalt.156 Ein Beispiel dafür ist der Angriff auf 
eine schwangere Muslima an einem Bahnhof in der Nähe 
von Florenz (Italien) durch einen Mann, der ihr die Burka 
vom Leib riss und sie zusammen mit ihrem 11-jährigen 
Sohn aus dem Zug stieß.157 

 
Antichristliche Hassverbrechen 
 
Die meisten antichristlichen Hassverbrechen bestanden in 
Angriffen auf religiöse Würdenträger und Gläubige oder in 
Formen von Vandalismus und Schändung von Gotteshäu-
sern. Hasskriminalität wurde in mehreren traditionell christ-
lichen europäischen Ländern beobachtet, darunter in 

Die Mitgliedsstaaten der Organisation für Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa (OSZE) werden häufig danach un-
terteilt, ob sie sich „östlich von Wien“ oder „westlich von 
Wien“ befinden. Die OSZE wird auch als Organisation be-
schrieben, die sich „von Vancouver bis Wladiwostok“‘ er-
streckt, eine Formulierung, die nicht nur die geografische 
Ausdehnung der Mitgliedsstaaten beschreibt, sondern auch 
das breite Spektrum an Ethnien, Religionen und politischen 
Strukturen einschließt. Der OSZE gehören 57 Staaten an, da-
runter die USA, Kanada, Europa sowie alle Länder des ehe-
maligen sowjetischen Osteuropas, des Kaukasus und 
Zentralasiens.  
 
Jeder der Mitgliedsstaaten hat den Schutz der Religions-
freiheit zwar in irgendeiner Weise in seiner Verfassung 
 verankert, die tatsächliche Umsetzung dieses Rechtes wie 
auch seine Respektierung auf gesellschaftlicher Ebene 
 variieren allerdings stark. Die OSZE unterhält eine der welt-
weit besten Datenbanken zur Dokumentation von Hassver-
brechen. 
 
Der Krieg in der Ukraine 
 
Am 24. Februar 2022 marschierte die Russische Föderation 
in die Ukraine ein. Auch zum Zeitpunkt der Erstellung dieses 
Berichts dauerte der Krieg nach wie vor an. Am 16. März 
2022 hatte das Ministerkomitee des Europarates dafür ge-
stimmt, die Russische Föderation aus dem Europarat aus-
zuschließen.153 Seit dem 16. September 2022 ist die 
Russische Föderation zudem keine Vertragspartei der Euro-
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Besorgnis darüber, dass vage Formulierungen in den jüngs-
ten Gesetzen zur Terrorismusbekämpfung Auswirkungen 
auf die Religionsfreiheit haben können (vgl. die jeweiligen 
Länderberichte). 
 
Ethnisch-religiöse Beziehungen 
 
Der Balkan wird nach wie vor von anhaltenden Spannungen 
zwischen Volksgruppen beherrscht, deren ethnische Zuge-
hörigkeit auch an die Religion geknüpft ist. In Bosnien und 
Herzegowina zum Beispiel definieren sich die meisten Bür-
ger über ihre Zugehörigkeit zu einer der drei großen eth-
nischen Gruppen des Landes: katholische Kroaten, 
orthodoxe Serben und muslimische Bosniaken. Laut Euro-
päischer Kommission wurden dort im Jahr 2021 134 Vorfälle 
von ethnisch motivierter Hasskriminalität registriert und 
acht Verurteilungen ausgesprochen. Im Jahr 2021 wurden 
außerdem 70 Anzeigen wegen Hassrede erstattet und elf Ur-
teile gefällt, in denen acht Verurteilungen ausgesprochen 
wurden.163 Im selben Jahr gingen beim Rat für Presse und 
Online-Medien 1073 Beschwerden wegen Hassrede im In-
ternet ein. 164 

 
Für Zypern muss konstatiert werden, dass ethnisch-reli-
giöse Spannungen durch den Religionsunterricht aufrecht-
erhalten werden: Während in griechisch-zyprischen Schulen 
der Schwerpunkt im Religionsunterricht auf der griechisch-
orthodoxen Tradition und der griechischen Identität liegt, 
stehen in türkisch-zyprischen Schulen die sunnitische Tra-
dition und die türkische Identität im Fokus.165 

 

Im Gegensatz dazu ist in Albanien, wo die religiöse Identität 
ebenfalls weitgehend entlang ethnischer Linien definiert 
wird, die religiöse Toleranz zwischen der islamischen Ge-
meinschaft und der orthodoxen sowie katholischen Kirche 
eine der tragenden Säulen der albanischen Gesellschaft.166 

 

Hassrede und erzwungene Meinungsäußerung 
 
Eines der wachsenden Spannungsfelder, das vor allem in 
den OSZE-Mitgliedsstaaten „westlich von Wien“ vor-
herrscht, ist das komplizierte Zusammenspiel zwischen der 
Bekämpfung von Äußerungen, die als Hassrede bezeichnet 
werden, und der Zensur oder Sanktionierung dessen, was 
gemeinhin als freie Meinungsäußerung betrachtet wird. 
Hier stellt die vage Definition des Begriffes „Hassrede“ eine 
große Herausforderung dar. 
 
Finnland ist ein Beispiel dafür, wie schwierig dieses Zusam-
menspiel sein kann. Die finnischen Behörden meldeten der 
OSZE für die Jahre 2020 und 2021 2567 Vorfälle von Hass-
reden167 – unter den OSZE-Staaten ist dies eine beachtens-
werte statistische Angabe für ein Land mit etwas mehr als 
5,5 Millionen Einwohnern. Einige der von den Behörden als 
Hassrede eingestuften Fälle werfen jedoch die Frage auf, ob 
die Freiheit zur Äußerung religiöser Ansichten zu sensiblen 
moralischen und kulturellen Themen gefährdet ist. Die 
strafrechtliche Verfolgung der finnischen Parlamentsabge-
ordneten Päivi Räsänen wegen öffentlicher Bibelzitate ist 
ein Beispiel dafür.168 

 

Frankreich, Spanien und Österreich (siehe die entsprechen-
den Länderberichte). Frankreich wurde im August 2021 
durch die Ermordung des 61-jährigen katholischen Priesters 
Olivier Maire in Saint-Laurent-sur-Sèvre erschüttert.158 Reli-
giöse Einrichtungen in Frankreich wurden so häufig Ziel von 
Verwüstungen, dass das Innenministerium im Februar 2022 
nach einer Reihe von Angriffen, u. a. auf die Kathedrale 
Saint-Denis bei Paris (eingeschlagene Fenster und Türen), 
in Bondy und Romainville (Diebstahl und Schändung des 
Tabernakels), in Vitry-sur-Seine (Schändung und Diebstahl), 
in Poitiers (Zerstörung von Heiligenstatuen) und in Paray-
le-Monial (Diebstahl von Reliquien), eine Aufstockung der 
Mittel für den Schutz katholischer Kirchen zusagte.159 In Spa-
nien und Österreich kam es zu gewalttätigen Angriffen 
gegen Kirchenvertreter und Gläubige160, zu beleidigenden 
Graffiti an katholischen, orthodoxen und evangelischen 
Gotteshäusern, zur Schändung von Tabernakeln und zu 
Vandalismus wie der Enthauptung von Statuen161 sowie 
einem Brandanschlag auf ein Gotteshaus.162 

 
Antisemitismus 
 
Der weit verbreitete Antisemitismus innerhalb der OSZE-Re-
gion gibt weiterhin Anlass zu Sorge (siehe die entsprechen-
den Länderberichte). Die Zahl der in den OSZE-Staaten 
gemeldeten antisemitischen Hassdelikten ist von 582 im 
Jahr 2019 auf 1367 im Jahr 2021 gestiegen. Deutschland 
hatte mit 582 gemeldeten Hassverbrechen im Jahr 2019 
und 1357 im Jahr 2021 einen starken Anstieg des Anti-
semitismus zu verzeichnen. Dies veranlasste die Regierung 
dazu, eine neue nationale Strategie zur Bekämpfung des An-
tisemitismus zu entwickeln. Deutschland ist jedoch nicht 
allein: In Österreich gab es ebenfalls einen starken Anstieg 
antisemitischer Angriffe, in Frankreich nahmen Angriffe auf 
Juden stark zu und in Skandinavien beging die „nordische 
Widerstandsbewegung“ schwere antisemitische Straftaten. 
 
Radikalisierung des Islam in Zentralasien 
 
Mit der Machtübernahme der Taliban in Afghanistan ver-
schärfte sich die Ausbreitung eines extremistischen Islam 
weiter und sorgt in der Region für große Beunruhigung. Aus 
Angst vor Radikalisierung haben Regierungen ihre Sicher-
heitsvorschriften verschärft. In Usbekistan führten die Be-
hörden strengere Kontrollen des religiösen Lebens ein. Dazu 
gehörte auch die Auflage für muslimische und nicht musli-
mische Gemeinden, Überwachungskameras in ihren Innen- 
und Außenbereichen zu installieren; ebenso die Ernennung 
islamischer Geistlicher durch die Regierung, um die Inhalte 
der Predigten zu kontrollieren; ferner wurde die Polizei ein-
gesetzt, um mutmaßlichen Extremisten die Bärte abzura-
sieren.  
 
In Tadschikistan verschärfte die Regierung die strafrecht-
liche Verfolgung von Personen, die im Verdacht stehen, Mit-
glied verbotener islamistischer Gruppen zu sein und fügte 
einen neuen Abschnitt in das Strafgesetzbuch ein, der nicht 
genehmigten Religionsunterricht unter Strafe stellt. Unge-
achtet der Verpflichtung des Staates, Extremismus zu be-
kämpfen, äußerten internationale Beobachter ihre 
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Eine größere Herausforderung für die Religions- und Gewis-
sensfreiheit ist es, wenn die Behörden die Meinungsäußerung 
reglementieren. In Kanada erließ der Oberste Gerichtshof von 
British Columbia Ende Dezember 2020 eine Verhaltensregel 
für Gerichte, die sogenannte Practice Direction 59169. Diese 
„rät Parteien und ihren Anwälten, bei der Vorstellung vor Ge-
richt ihre ‚korrekte Anrede‘ anzugeben.“ In der Praxis kann 
dies zu einer aufgezwungenen Anerkennung einer bestimm-
ten Auffassung von Geschlechteridentität führen.170  
 
Im Vereinigten Königreich führte die Ablehnung der neuen 
kulturellen Normen hinsichtlich der bevorzugten Anrede zu 
einem potenziellen Berufsverbot: Dr. David Mackereth 
wurde vom Department for Works and Pensions (Ministerium 
für Arbeit und Renten) als Gutachter entlassen, weil er da-
rauf hingewiesen hatte, dass er aus christlicher Überzeu-
gung keine transgender-sensiblen Pronomen verwenden 
könne. Seine Berufungsklage beim Arbeitsgericht wurde ab-
gelehnt.171 In einem anderen Fall droht einem christlichen 

Lehrer in England ein lebenslanges Unterrichtsverbot, weil 
er ein Schulkind während einer Prüfung mit dem falschen 
Pronomen angeredet hatte.172 
 
Abtreibung 
 
Das Thema Abtreibung war im Berichtszeitraum besonders 
umstritten. Nach dem Bekanntwerden des Urteils in der 
Rechtssache „Dobbs gegen Jackson“, mit dem das Urteil 
„Roe gegen Wade“ gekippt wurde, waren in den Vereinigten 
Staaten hunderte Kirchen zum Ziel von Angriffen geworden. 
In Schweden verloren zwei Hebammen ihre Klage vor dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, nachdem 
ihnen eine Anstellung wegen ihrer Ablehnung der Abtrei-
bung aus Gewissensgründen verweigert worden war. Im 
Vereinigten Königreich wurden zunehmend Pufferzonen um 
Abtreibungskliniken herum eingerichtet, in denen ein Ver-
bot für friedliche Proteste, Beratung am Straßenrand oder 
stille Gebete galt.
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Am 29. April 2020 erhob der finnische Generalstaats-
anwalt Anklage gegen die christdemokratische Par-
lamentsabgeordnete und frühere Innenministerin 
(2011-2015) Päivi Räsänen und den evangelisch-lu-
therischen Bischof Juhana Pohjola wegen „eth-
nischer Agitation“, die im finnischen Strafgesetzbuch 
dem Bereich „Kriegsverbrechen und Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit“ zugeordnet ist.173 

 
Auslöser waren ein Twitter-Post im Jahr 2019 (nach 
einer Entscheidung der Kirchenleitung, eine LGBT-
Veranstaltung zu sponsern), in dem auf Bibelverse 
verwiesen wurde, Kommentare in Bezug auf eine 
Fernsehsendung aus dem Jahr 2018 und eine für 
Mitglieder ihrer Kirche bestimmte Broschüre aus 
dem Jahr 2004 mit dem Titel „Männlich und Weib-
lich – Er erschuf sie“, in der die kirchliche Sexuallehre 
dargelegt wird.174 Die Anklage gegen Bischof Pohjola 
bezog sich auf seine Entscheidung, die Broschüre 
von 2004 zu veröffentlichen. Der Generalstaats-
anwalt argumentierte, Räsänens Äußerungen seien 
„geeignet, Intoleranz, Verachtung und Hass gegen-
über Homosexuellen hervorzurufen“. 175 

 
Über einen Zeitraum von zwei Jahren wurde Räsä-
nen „insgesamt dreizehn Stunden lang von der Po-
lizei zu ihren christlichen Überzeugungen verhört, 
wobei sie von der Polizei häufig aufgefordert wurde, 
ihr Verständnis der Bibel zu erläutern“. 176 Im April 
2021 erhob der finnische Generalstaatsanwalt An-
klage gegen Räsänen, obwohl die Polizei nachdrück-
lich empfohlen hatte, die Strafverfolgung nicht 
weiterzuführen – und obwohl ihre Äußerungen wei-
terhin auf Twitter sowie bei den nationalen fin-
nischen Fernsehstationen zu sehen waren, weil sie 
nicht gegen deren Richtlinien verstoßen hatten.177 

 
Am 30. März 2022 wurde vom Bezirksgericht Helsinki 
einstimmig entschieden, das Verfahren gegen Päivi 
Räsänen und Bischof Juhana Pohjola einzustellen. 
Das Gericht erkannte an, „dass es, auch wenn einige 
der Äußerungen Räsänens auf Ablehnung stoßen, 
einen zwingenden gesellschaftlichen Grund für die 
Beeinträchtigung und Einschränkung der Meinungs-
freiheit geben“ müsse. In diesem Fall war das Ge-
richt zu dem Schluss gekommen, dass ein solcher 
Grund nicht vorlag.178 

 
In einem ungewöhnlichen Schritt kündigte die fin-
nische Staatsanwaltschaft Anfang April 2022 eine 
Berufung gegen das Urteil vom 30. März an. Päivi Rä-
sänen erklärte: „Ich bin bereit, die Meinungs- und 
Religionsfreiheit vor Gericht zu verteidigen. Die Ent-
scheidung der Staatsanwaltschaft, gegen den Frei-
spruch Berufung einzulegen, kann dazu führen, dass 
der Fall bis zum Obersten Gerichtshof geht, was die 
Möglichkeit eröffnet, einen Präzedenzfall zum 
Schutz der Rede- und Religionsfreiheit für alle Fin-
ninnen und Finnen zu schaffen.“179

Die Parlamentsabgeordnete Päivi Räsänen, Ärztin 
und finnische Innenministerin (2011-2015) wurde 
vor Gericht gestellt, weil sie ihre auf biblischen 
Grundsätzen beruhende Meinung zu Ehe und 
menschlicher Sexualität öffentlich geäußert hatte 
und deshalb der Hassrede beschuldigt wurde.
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Am 19. August 2022 um 3 Uhr morgens drang die 
Nationalpolizei Nicaraguas in die Büros der Diözese 
Matagalpa ein und verhaftete Bischof Rolando Álva-
rez und seine Mitarbeiter. Kurze Zeit später wurde 
der Bischof unter Hausarrest gestellt. Seine Verhaf-
tung bildete den Höhepunkt einer drastischen Ver-
schärfung der staatlichen Einschüchterungen, die 
am 4. August mit der Sperrung des Zugangs zum Bi-
schofshaus für Personen begonnen hatte, die als 
„politische Agenten“ bezeichnet wurden.  
 
Am 10. Februar 2023 entzog das Gericht Bischof Ál-
varez die Staatsbürgerschaft und verurteilte ihn zu 
26 Jahren Gefängnis. Die Verurteilung erfolgte einen 
Tag nach der Weigerung des Bischofs, sich einer 
Gruppe von über 200 politischen Gefangenen anzu-
schließen, darunter mehrere Priester und Semi-
naristen, die der „Verschwörung“ beschuldigt 
wurden und in die Vereinigten Staaten abgescho-
ben werden sollten. Der Richter erklärte den Bischof 
zum „Vaterlandsverräter“ und befand ihn der „Ver-
schwörung gegen die nationale Integrität und der 
Verbreitung von ,Fake News‘ zum Schaden des 
Staates und der nicaraguanischen Gesellschaft“ für 
schuldig.180 

 
Bischof Álvarez ist ein offener Kritiker der Regierung 
von Präsident Daniel Ortega und prangert die so-
ziale Krise an, die seit dem Jahr 2018 in Nicaragua 
herrscht.181 Die drakonische Strafe für den Bischof 
stellt eine Eskalation des Konflikts zwischen der Re-
gierung und der Kirche in Nicaragua dar. Sie folgt 
auf die Ausweisung des Apostolischen Nuntius, Erz-
bischof Waldemar Stanislaw Sommertag, im März 
2022 und die Verbannung von Ordensleuten und 
Priestern, einschließlich der Missionarinnen der 
Nächstenliebe, der Kongregation der heiligen Mut-
ter Theresa von Kalkutta.182 

 
In dem im November 2022 veröffentlichten Bericht 
„Nicaragua: eine verfolgte Kirche?“ wurden zwi-
schen April 2018 und Oktober 2022 396 Angriffe 
gegen die katholische Kirche registriert, darunter 
Vandalismus, Diebstahl, Drohungen und Hass-
rede.183 Unterdrückung von Mitgliedern des Klerus 
wurden ebenso dokumentiert wie die Verbote reli-
giöser Prozessionen, das Stören von Gottesdiensten 
und die Einschüchterung Gläubiger durch Polizei-
einsätze rund um Kirchen. Die Regierung verstaat-
lichte eine katholische Universität und schloss den 
Fernsehsender der Bischofskonferenz sowie min-
destens acht katholische Radiosender.

Bischof Rolando José Alvarez Lagos von der Di-
özese Matagalpa in den Ruinen des Caritas-Gebäu-
des in Sebaco (2018) in Nicaragua, wo die 
katholische Kirche unter der Verfolgung durch die 
Regierung von Präsident Daniel Ortega leidet.
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gnadigte der Präsident sogar einen Mann, der verurteilt wor-
den war, weil er während sozialer Unruhen im Jahr 2019184 
die Kathedrale von Puerto Montt angezündet hatte. 
 
Im Berichtszeitraum wurden 14 Mitglieder des Klerus in Bo-
livien, Haiti, Honduras, Mexiko, Paraguay, Peru und Vene-
zuela ermordet. In einigen Fällen starben die Geistlichen, als 
sie versuchten, bei Schießereien einzugreifen, die sich im Zu-
sammenhang mit Straßenkriminalität ereigneten. In ande-
ren Fällen in ländlichen Gebieten gerieten Ordensmänner 
und -frauen ins Visier krimineller Banden, weil sie Opfern des 
organisierten Verbrechens Zuflucht geboten hatten.  
 
Das soziale, wirtschaftliche und politische Umfeld ver-
schlechtert sich 
 
Zunehmende Korruption, organisierte Kriminalität und 
wachsende Gewalt inmitten sozialer, wirtschaftlicher und 

Der Bericht über die Religionsfreiheit in Lateinamerika und 
der Karibik umfasst Untersuchungen aus 33 Ländern in vier 
Regionen: Nordamerika, Zentralamerika, die Karibik und 
Südamerika. Ein Drittel der untersuchten Länder (11) liegt 
in Südamerika, wo fast 66 Prozent der Bevölkerung der Re-
gion leben. Angesichts des Ausmaßes der beobachteten 
Veränderungen spiegeln die Ergebnisse des Berichts eher 
die Situation in der kontinentalen Region als in den Insel-
staaten wider.  
 
Normalisierung der Gewalt gegen Religionen und ihre 
Vertreter 
 
Ungeachtet des derzeitigen relativen Friedens in der Region 
hat sich der Respekt gegenüber Religionen insbesondere in 
Südamerika in den vergangenen Jahren spürbar verändert. 
Die Aussichten für Religionsfreiheit sind nur in zwei 
 Ländern, Ecuador und Uruguay, als positiv zu bewerten. In 
vorhergehenden Berichten von KIRCHE IN NOT (ACN) zur 
weltweiten Religionsfreiheit wurden Vorfälle wie Vandalis-
mus gegen Kirchen, Schändung heiliger Stätten und Gegen-
stände sowie Angriffe auf religiöse Personen festgestellt. 
Diese standen jedoch nicht zwangsläufig in Zusammenhang 
mit Religion und waren mitunter auf die vorherrschende 
Kriminalität bzw. als Folge von Maßnahmen zurückzufüh-
ren, die von Geistlichen ergriffen wurden, um ihre Gemein-
den vor Gewalt zu schützen.  
 
In jüngerer Zeit ist jedoch ein erheblicher Anstieg der Vor-
fälle festzustellen, die von Einzelpersonen bzw. Gruppen 
verübt wurden, die intolerante Haltungen gegenüber reli-
giösen Überzeugungen einnehmen. Die Angriffe konzen-
trierten sich hauptsächlich auf Gläubige katholischer oder 
evangelikaler Gemeinden und wurden häufig von Abtrei-
bungsbefürwortern, pro-feministischen Gruppen und Gen-
der-Befürwortern verübt. In Argentinien, Bolivien, Brasilien, 
Chile, Kolumbien, Costa Rica, Guatemala, Haiti und Mexiko 
wurden Vorfälle – in einigen Fällen auch Straftaten – gemel-
det, darunter Angriffe auf religiöse Personen, Vandalismus, 
Schändung oder Beleidigung. 
 
Besorgniserregend war die Tendenz einiger Regierungen, die 
Angriffe auf Gotteshäuser und Gläubige während öffentlicher 
Proteste zu ignorieren schienen und weder gegen die Täter 
ermitteln noch sie strafrechtlich verfolgen ließen. In Chile be-
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In vielen lateinamerikanischen Ländern, in denen der Staat 
nicht in der Lage ist, angemessene soziale Dienstleistungen 
bereitzustellen186, spielen die Kirchen weiterhin eine Schlüs-
selrolle. Dies gilt trotz der Risiken für Kirchenmitarbeitende, 
die in verarmten und gefährlichen Gebieten humanitäre 
Hilfe für die Schwächsten leisten, insbesondere in Kolum-
bien, Kuba, Haiti, Honduras, Nicaragua, Panama, der Domi-
nikanischen Republik und Venezuela. 
 
Umstrittene neue Gesetze 
 
Themen, die in einem Land Lateinamerikas virulent sind, 
ergreifen meist auch die anderen Staaten der Region. Dieses 
Phänomen hat sich nicht nur bei der Ausbreitung gewalt-
tätiger Angriffe auf kirchliche Personen und Gebäude ge-
zeigt, sondern auch bei der Einführung umstrittener neuer 
Gesetze (und daraus resultierenden Strafen bei Verweige-
rung aus Gewissensgründen) sowie bei Themen wie der 
gleichgeschlechtlichen Ehe, Abtreibung, Euthanasie und 
Geschlechteridentität. Die Pläne, die in Costa Rica, Mexiko, 
Paraguay und Peru geprüft werden, sehen beispielsweise 
eine Überarbeitung der Programme zur Sexualerziehung 
vor, die neue Ansichten zur Geschlechtsidentität einbezie-
hen sollen. Diese Art von Überarbeitungen stellen das Recht 
der Eltern auf Erziehung ihrer Kinder in Frage, welches wie-
derum ein direkter Ausdruck der Religionsfreiheit im Bil-
dungsbereich ist. 
 
Die gesetzlichen Beschränkungen, die im Zusammenhang 
mit der Covid-19-Pandemie verhängt worden waren, wur-
den 2022 gelockert und schließlich aufgehoben. Dies war 
ein bedeutendes Ereignis für die Gläubigen, die ab April 
 desselben Jahres wieder in Rekordzahlen an den Feiern der 
Karwoche teilnahmen.

politischer Krisen haben dazu beigetragen, dass sich die 
Bedingungen für Religionsfreiheit verändert haben. Zum 
ersten Mal seit der Herausgabe des Lateinamerika-Berichts 
wurde eines der Länder der Region, Nicaragua, in die Ka-
tegorie „Verfolgung“ aufgenommen. Dies ist auf die anhal-
tende schwere Unterdrückung der katholischen Kirche 
durch die Ortega-Regierung zurückzuführen. Zu deren 
Maßnahmen gehören unter anderem die Ausweisung des 
Apostolischen Nuntius und religiöser Kongregationen, die 
Vertreibung von Priestern ins Exil, die Aberkennung des 
Rechtsstatus für religiöse Einrichtungen, die Verfolgung 
und Bedrohung von Priestern, die Belagerung von Kirchen, 
die willkürliche Inhaftierung von Geistlichen und Gläubi-
gen, die Schließung eines katholischen Fernsehsenders, 
explizite Drohungen und die Beleidigung von Kirchenver-
tretern.  
 
In Kuba und Venezuela gehen die Menschenrechtsverlet-
zungen und Repressionen gegen Dissidenten und Mitglieder 
des Klerus weiter. Diese sind Aggressionen, Verhaftungen, 
Drohungen und Verleumdungen ausgesetzt, weil sie oppo-
sitionelle Gruppen unterstützen oder andere Meinungen als 
die der Regierung vertreten. 
 
Mehrere Länder der Region befinden sich seit Jahren in 
einer Krise, für die keine Lösung in Sicht ist. Besonders tra-
gisch ist die Lage in Haiti, wo es sich nach Angaben des UN-
Flüchtlingshilfswerks um die „schlimmste Menschenrechts- 
und humanitäre Situation seit Jahrzehnten“ handelt.185 

 
Während Kuba und Venezuela weiterhin unter Nahrungs-
mittel- und Medikamentenmangel leiden, sind Argentinien, 
Bolivien, Chile, Ecuador, Guatemala und Peru von anderen 
soziopolitischen und wirtschaftlichen Krisen betroffen. Fast 
ein Drittel der Länder in der Region – die 30 Prozent der Be-
völkerung des Kontinents repräsentieren – sind von Protes-
ten und zivilen Unruhen betroffen, die auf die steigenden 
Lebenshaltungskosten, zunehmende Inflation, Korruption, 
die Mangel an Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Jus-
tiz, politische Instabilität und Debatten über eine Verfas-
sungsreform zurückzuführen sind. 
 
Revierkämpfe, Korruption und Erpressung durch kriminelle 
Banden, Guerilla-Gruppen, Drogenkartelle und organisier-
tes Verbrechen: Gewalt ist in der gesamten Region verbrei-
tet, wobei Kolumbien, Haiti, Mexiko und Venezuela zu den 
extremsten Beispielen gehören. Sowohl gezielte als auch 
willkürliche Gewalt erzeugen ein Gefühl der Unsicherheit, 
das die Voraussetzungen dafür untergräbt, dass die Bür-
gerinnen und Bürger ihr Recht auf Religionsfreiheit tatsäch-
lich wahrnehmen können. 
 
Migration ist ein großes Problem, das die sozioökonomi-
schen Aussichten der ohnehin instabilen Region weiter 
schwächt, da es meist die gebildete Jugend ist, die nach 
besseren Perspektiven im Ausland sucht. Am stärksten ist 
der Druck in den Ländern, die an die krisengeschüttelten 
mittelamerikanischen Staaten angrenzen, aber auch in Me-
xiko, das seine Grenze mit den Vereinigten Staaten von 
Amerika teilt. 
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Nach fast zwei Jahren erzwungener Abwesenheit wegen der 
Beschränkungen während der Covid-19-Pandemie versam-
melten sich am 12. Dezember 2021 über 1,5 Millionen Men-
schen in der Basilika von Mexiko-Stadt, um den Gedenktag 
der Madonna von Guadalupe zu feiern.187. Ein Jahr später 
meldete die Regierung, dass innerhalb einer Woche über elf 
Millionen Pilger gekommen waren. Ähnliche Pilgerströme 
nach der Pandemie waren auch an anderen Wallfahrtsorten 
zu verzeichnen. 
 
In der argentinischen Provinz Catamarca nahm eine Rekord-
zahl von Menschen an der „Wallfahrt des Volkes Gottes“188 
und dem traditionellen Kreuzweg in einem Gefängnis teil, 
an dem auch die Insassen aktiv beteiligt waren.189 In der 
Karwoche wurden auf zentralen Plätzen in Hauptstädten 
wie Medellín (Kolumbien)190 und Trinidad (Honduras) 191Pas-
sionsspiele aufgeführt; in Paraguay wurde die traditionelle 
Darstellung des „Weges der Schmerzensmutter“192 wieder 
aufgenommen; in Dörfern und Städten fanden Passions-
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die Rückkehr der Freude  
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Bischof Giovanni Cefai von der  
Territorialprälatur Santiago Apóstol 
de Huancané segnet die Gläubigen  
im Wallfahrtsheiligtum in Taraco, 
Peru, 2022.
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spiele und Prozessionen statt, so in Peru193, Costa Rica194, 
Ecuador195, Venezuela196 und in Puebla (Mexiko), wo mehr 
als zweitausend Polizeikräfte angesichts von 150 000 Pilgern 
in der Karwoche im Einsatz waren.197  
 
Viele dieser religiösen Feiern sind in die UNESCO-Liste des 
immateriellen Kulturerbes der Menschheit aufgenommen 
worden. In Guatemala zum Beispiel sind die Osterfeiern das 
Ergebnis einer kulturellen Verschmelzung von Katholizis-
mus und altem Maya-Glauben198, und das Fest von San 
Roque in Tarija, Bolivien, das „64 Veranstaltungen wie hei-
lige Messen, Prozessionen, Ausflüge, Rennen und Feste“199 
umfasst, verkörpert das religiöse und kulturelle Erbe des 
Landes. 
 
Die Wiederbelebung volkstümlicher religiöser Ausdrucks-
formen, die nach zwei Jahren der Beschränkungen mit noch 
größerer Begeisterung stattfinden, ist ein Zeichen für die 
tiefgreifende Rolle, die öffentliche Glaubensbekundungen 
in der christlichen Kultur spielen. Die Kirche in Lateiname-
rika erlebt in gewisser Weise einen Glaubensfrühling – die 
einzige Ausnahme ist Nicaragua, wo die Regierung im Sep-
tember 2022 öffentliche Prozessionen verboten hat. 
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H I N T E R G R U N D I N F O R M AT I O N  
 

Für einen umfassenderen Dialog  
zwischen Katholiken und Muslimen 



Der katholisch-muslimische Dialog hat sich im Berichtszeit-
raum intensiviert. Papst Franziskus hat im März 2021 mit 
Irak zum ersten Mal ein Land mit schiitischer Mehrheit be-
sucht. Der chaldäische Patriarch Louis Raphael I. Kardinal 
Sako bezeichnete das Treffen mit dem wichtigsten Vertreter 
der Schiiten im Irak, Großajatollah Sayyed Ali al-Husseini al-
Sistani, als „Wendepunkt in den christlich-muslimischen Be-
ziehungen“.200 Nach Angaben des Patriarchen sagte 
al-Sistani: „‚Ihr seid ein Teil von uns, und wir sind ein Teil 
von euch.‘ Damit sagt er zwischen den Zeilen, dass wir Brü-
der sind.“ 201 

 

Religionsführer auf dem „Bahrain-Forum für 
Dialog: Ost und West für ein menschliches 
Zusammenleben“ auf dem Al-Fida‘-Platz des 
Königspalastes von Sakhir in Awali, Bahrain, 
4. November 2022.
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Abgesehen von Aserbaidschan hatte der Papst bis dahin 
ausschließlich Länder mit sunnitischer Mehrheit besucht. 
Im Verlauf des Jahres 2022 besuchte er auch Bahrain, das 
zwar von einer sunnitischen Dynastie regiert wird, dessen 
Bevölkerungsmehrheit aber schiitisch ist. Der Papst setzte 
damit seine Politik des Dialogs mit dem Islam fort, die er 
seit dem Beginn seines Pontifikats verfolgt. Höhepunkt war 
ein interreligiöses Treffen in Abu Dhabi im Februar 2019, bei 
dem er mit Großimam Ahmad al-Tayyib von der sunniti-
schen Al-Azhar-Universität in Kairo das „Dokument über die 
Brüderlichkeit aller Menschen – für ein friedliches Zusam-
menleben in der Welt“ unterzeichnete.202 Es räumt der Glau-
bensfreiheit großen Stellenwert ein. 
 
Wenngleich al-Sistani die Erklärung von Abu Dhabi nicht 
unterzeichnete, erließ er eine Fatwa (ein religiöses Urteil), 
der zufolge Christen „wie alle Iraker in Sicherheit und Frie-
den und mit allen verfassungsmäßigen Rechten leben sol-
len“. Er fügte hinzu, dass „religiöse Autorität eine wichtige 
Rolle für ihren Schutz spielt, ebenso wie für anderen Be-
völkerungsgruppen, die in der Vergangenheit Unrecht und 
Schaden erlitten haben“.203 Seiner Aussage wird große Be-
deutung beigemessen, da al-Sistani eine der angesehens-
ten Persönlichkeiten im Schiitentum ist. Ein Beobachter 
äußerte, dass „die irakischen Christen die Unterstützung 
von Großajatollah al-Sistani für wichtiger halten als die Un-
terstützung ihrer eigenen Vertreter“. 204 Im März 2023 sollte 
eine schiitisch-christliche Konferenz im Irak den Dialog 
fortsetzen.205 

 
Der Besuch des Papstes in Bahrain trug zur Vertiefung der 
bestehenden Beziehungen zum sunnitischen Islam bei. In-
terreligiöse Treffen mit dem Papst brachten zudem Schiiten 
und Sunniten einander näher. In einer Rede, die er an schii-
tische Gelehrte richtete, ermutigte der sunnitische Groß-
imam al-Tayeb die Muslime, „jegliches Gerede von Hass, 
Provokation und Exkommunikation zu vertreiben“.206  
 
Mit dem Abbau der Spannungen zwischen Schiiten und 
Sunniten verbindet sich zugleich auch die Hoffnung auf 
 positive Nebeneffekte für die nicht muslimischen Reli -
gionsgemeinschaften. Auch wenn nicht sofort greifbare 
rechtliche oder praktische Veränderungen in Richtung Re-
ligionsfreiheit eintreten, trägt der Dialog des Papstes mit 
dem Islam doch dazu bei, eine Atmosphäre des Vertrauens 
zu schaffen und ebnet so den Weg für Fortschritte.
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Diskriminierung,  

Hasskriminalität und  

religiös motivierte Gewalt

Verbesserung seit 2021 

Verschlechterung seit 2021 

Keine Veränderung seit 2021

↑

↓

−

Verfolgung, Hasskriminalität 

und religiös motivierte  

Gewalt

Länderbezeichnung                              Kategorie/Entwicklung     Hauptverantwortlich für Verfolgung / Diskriminierung  

Afghanistan                                                                     ↓                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Bangladesch                                                                   ↓                                 Autoritäre Regierung 

Burkina Faso                                                                  ↓                                 Islamischer Extremismus 

China                                                                                 ↓                                 Autoritäre Regierung 

Demokratische Republik Kongo                            ↓                                 Islamischer Extremismus 

Eritrea                                                                                ↓                                 Autoritäre Regierung 

Indien                                                                                ↓                                 Autoritäre Regierung und ethnoreligiöser Nationalismus 

Iran                                                                                     ↓                                 Autoritäre Regierung 

Jemen                                                                               −                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Kamerun                                                                          ↓                                 Islamischer Extremismus 

Komoren                                                                          −                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Libyen                                                                               ↓                                 Islamischer Extremismus 

Malaysia                                                                           −                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Malediven                                                                        ↓                                 Autoritäre Regierung 

Mali                                                                                     ↓                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Mosambik                                                                        ↓                                 Islamischer Extremismus 

Myanmar                                                                          ↓                                 Autoritäre Regierung und ethnoreligiöser Nationalismus 

Nicaragua                                                                        ↓                                 Autoritäre Regierung 

Niger                                                                                  ↓                                 Islamischer Extremismus 

Nigeria                                                                               ↓                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Nordkorea                                                                       ↓                                 Autoritäre Regierung 

Pakistan                                                                            ↓                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Saudi-Arabien                                                                ↓                                 Autoritäre Regierung 

Somalia                                                                            −                                 Islamischer Extremismus 

Sri Lanka                                                                          ↓                                 Autoritäre Regierung und ethnoreligiöser Nationalismus 

Sudan                                                                                ↓                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Tschad                                                                               ↓                                 Islamischer Extremismus 

Turkmenistan                                                                 −                                 Autoritäre Regierung 

Ägypten                                                                            ↑                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Algerien                                                                            ↓                                 Autoritäre Regierung 

Aserbaidschan                                                               ↓                                 Autoritäre Regierung 

Äthiopien                                                                         ↑                                 Autoritäre Regierung 

Bahrain                                                                             −                                 Autoritäre Regierung 

Brunei Darussalam                                                      −                                 Autoritäre Regierung 

Dschibuti                                                                          −                                 Autoritäre Regierung 

Haiti                                                                                    ↓                                 Kriminelle Organisationen 

Irak                                                                                     −                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Israel                                                                                  ↓                                 Ethnoreligiöser Nationalismus 

Jordanien                                                                        ↑                                 Autoritäre Regierung 

T A B E L L E  –  K AT E G O R I S I E R U N G  
 

Globale Entwicklung  
der Religionsfreiheit
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Länder unter Beobachtung
Länder „unter Beobachtung“: Länder, in denen neu auftretende Faktoren beobachtet wurden, die das Potenzial haben, einen 
Zusammenbruch der Religionsfreiheit zu verursachen. Zu diesen Faktoren gehören rechtliche Maßnahmen gegen einzelne 
Aspekte der Religionsfreiheit, zunehmende Hasskriminalität, sowie gelegentlich auftretende religiös motivierte Gewalt.

Alle übrigen Staaten wurden keiner Kategorie zugeordnet.

Anmerkungen: 
Berichtszeitraum: Januar 2021 bis Dezember 2022. Die einzelnen Länderberichte finden Sie unter:  
https://www.religionsfreiheit-weltweit.de. Bei der Bewertung des Ausmaßes der Unterdrückung von 
 Religionsgemeinschaften haben der Redaktionsausschuss und die regionalen Redakteure die im Abschnitt „Methodik 
und Definitionen“ beschriebenen Faktoren berücksichtigt. KIRCHE IN NOT (ACN) erkennt an, dass der qualitative 
 Ansatz bei der Kategorisierung bedeutet, dass eine derartige Analyse zwangsläufig subjektive Elemente enthält.

Länderbezeichnung                              Kategorie/Entwicklung     Hauptverantwortlich für Verfolgung / Diskriminierung 

Kasachstan                                                                      −                                 Autoritäre Regierung 

Katar                                                                                  ↑                                 Autoritäre Regierung 

Kirgisistan                                                                        −                                 Autoritäre Regierung 

Kuba                                                                                   ↓                                 Autoritäre Regierung 

Kuwait                                                                               −                                 Autoritäre Regierung 

Laos                                                                                    −                                 Autoritäre Regierung 

Marokko                                                                           −                                 Autoritäre Regierung 

Mauretanien                                                                   −                                 Autoritäre Regierung 

Mauritius                                                                          ↑                                 Islamischer Extremismus 

Nepal                                                                                 ↓                                 Autoritäre Regierung 

Oman                                                                                 ↑                                 Autoritäre Regierung 

Palästinensische Gebiete                                          ↓                                 Autoritäre Regierung 

Singapur                                                                           −                                 Autoritäre Regierung 

Syrien                                                                                −                                 Autoritäre Regierung and islamischer Extremismus 

Tadschikistan                                                                 ↓                                 Autoritäre Regierung 

Thailand                                                                           −                                 Autoritäre Regierung und islamischer Extremismus 

Tunesien                                                                          ↓                                 Autoritäre Regierung 

Türkei                                                                                ↓                                 Autoritäre Regierung 

Usbekistan                                                                      ↓                                 Autoritäre Regierung 

Venezuela                                                                        ↓                                 Autoritäre Regierung 

Vereinigte Arabische Emirate                                  ↑                                 Autoritäre Regierung 

Vietnam                                                                            ↓                                 Autoritäre Regierung

Ost- und Westafrika 

Benin 

Burundi 

Côte d’Ivoire (Elfenbeinküste) 

Eswatini 

Ghana 

Guinea-Bissau 

Kenia 

Madagaskar 

Ruanda 

Südsudan 

Togo 

Uganda

Lateinamerika und Karibik 

Argentinien 

Chile 

Mexiko 

Festland- und Maritimes Asien 

Bhutan 

Indonesien 

Kambodscha 

Philippinen

Naher Osten und Nordafrika             

Libanon 

OSZE-Staaten                                             

Belarus 

Russland 

Ukraine



LATEINAMERIKA 
und KARIBIK
Seiten: 41-42

Venezuela
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Demokratische
Republik

Kongo 

Verfolgung, Hasskriminalität und religiös motivierte Gewalt

Diskriminierung, Hasskriminalität und religiös motivierte Gewalt

Verschlechterung seit 2021

Keine Veränderung seit 2021

Verbesserung seit 2021

Haiti

Isra
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Länder mit schwerwiegenden  
Verletzungen der Religionsfreiheit  
 
Die Karte zeigt diejenigen Länder, in denen gemäß der Analyse des Berichts Religionsfreiheit 
weltweit ein erhebliches Maß an Diskriminierung oder Verfolgung festgestellt wurde. 
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RELIGIONSFREIHEIT
WELTWEIT BERICHT 2023

62,5 % der Weltbevölkerung 
- fast 4,9 Milliarden - lebt in Ländern mit ernster 

oder sehr ernster Verletzung der Religionsfreiheit.*
Religionsfreiheit in 196 Ländern der Welt
In 61 Ländern gibt es eine Verletzung der 

Religionsfreiheit (31,1 %)*

28 Länder
leiden unter Verfolgung (14%)

33 Länder
leiden unter Diskriminierung (17%)

RELIGIONSFREIHEIT WIRD VERLETZT

SEIT 2021
WER SIND DIE 

TÄTER ?

Ethno-religiöser 
Nationalismus

Bevölkerung: 1,5 Mrd. Menschen

4
LÄNDER

Islamistischer 
Extremismus

Bevölkerung: 1,1 Mrd. Menschen

21
LÄNDER

Autoritäre 
Regierung

Bevölkerung: 4,5 Mrd. Menschen

49
LÄNDER

In 36 Ländern
sind die Täter selten oder gar nicht durch 
die Justiz verfolgt worden.

In 40 Ländern
sind Menschen wegen ihres Glaubens 
getötet oder verfolgt worden.

In 34 Ländern
sind Gebetsstätten und religiöse Einrichtungen 
angegriffen und beschädigt worden.

*Das bedeutet nicht, dass sie alle verfolgt werden. In vielen von ihnen sind religiöse Minderheiten am stärksten betroffen.

Einige dieser Länder sind in mehr als 
einer Gruppe enthalten.

In 47der untersuchten Länder hat sich die Situation der

RELIGIONSFREIHEIT VERSCHLECHTERT

Nur in 9 Ländern hat sich die Lage verbessert.
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